


Die größte ontiimPerialisti'
sche Demonstrotion
der Welt

Dem ,,Bayernkurier" schmed<t das Festival nicht: ,,ln vermehrter Zahl"
gebe es in diesem Jahr ,,Gimpel", die der SED ,,auf den kommunistischen
Leim gegangen" selen.
Ganz recht! ,,ln vermehrter Zahl" strömen fortschrittliche Jugendliche
aus alter welt Ende Juli/Anfang August nacfi Berlin, in der Hauptstadt

der DDR. Zigtausende werden es sein, aus über hundert Ländern. Und

dies nicht, um zu einer Open'air-Pop'show zu kommen, sondern um an

einer antiimperialistlschen Veranstaltung - der größten und vielseltigsten

iemals durchgeführten! - teilzunehmen: an den x. liveltfestspielen der

Jugend und Studenten, die unter dem Molto ,,Für antiimperialistiJche

Solidarität, Frieden und Freundschaft" stehen.

Das ganze neuntägige Festival wird tatsächlich eine Riesendemonstration

der Jugend der \lì/elt gegen den lmperialismus sein. Neben einer Unzahl

von kulturellen Veranstaltungen wird sich natürlich alles um pol¡tlsche

Meetings, Diskussionen, Seminare und Konferenzen drehen. Jeder Festi-

valtag steht dabei unter elnem besonderen Motto, etwa unter der Soli-

darität mit den völkern tndochinas, dem Kampf lür die nationale Be-

freiung oder dem Kampf der Arbeiterklasse gegen die Monopolmacht ¡n

den imperialistischen Ländern.
Die weltweite Teilnahme am Festival drückt den großen Aufschwung aus'

den die internationale antiimperialistische Solidarität und die der Jugend

und Studenten an der demokratischen und Arbeiterbewegung in den letzten

Jahren genommen haben. Auch innerhalb der ieweiligen Länder gewinnt

die Aktionseinheit an Breite: Rund 40 Jugend- und Studentenorganisa-
tionen haben den nationalen FestivaþAufruf der BRD unterschrieben und

werden nach Berlin fahren.
Das war nicht immer so. Eine Reihe von Jugendorganisationen, die in
Berlin dabei sein werden, ließen sich in der Vergangenheit durch anti-

kommunistische Hetze verführenn gegen das Festival zu arbeiten oder

diesem großen Welttreffen fernzubleiben. Der Sinneswandel war lang'

wierig uñd 
"¡n 

schwieriger Prozeß. Ob er endgültig ist, werden wir bei

einigen Gruppen erst in Berlin feststellen können.

Nicht ieder von uns, von den fortschrittlichen Studenten in der BRD wñd

am Festival teilnehmen können. Um so mehr gilt es, den Gedanken der

antiimperialistischen Solidarität fest unter der Studentenschaft zu ver-

ankern. Der MgB Spartakus wird deshalb - im Rahmen der Propagie'

rung und Vorbereitung des Festivals - am 28. Juni einen zentralen

Aktionstag für die Solidarität mit dem vletnames¡schen Volk durchführen'

Mit Veranstaltungen und Geldsammlungen soll der Kampf für die strikte

È¡nhànung des Èariser Abkommens und den sozialistischen Aufbau der

DRV unterstützt werden.
Beteiligt Euch an den Aktionen! Spendet für die DRV!

Durch ãolclre praktische Solidarität macht ¡eder mit bei der größten anti'

imperialistischen Solidar¡tät der Welt.
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Bitte beaclrten Sie die Beilagen des Ver'
lags Marxistische Blätler

fDas Bundesverfassungeger¡cht hat am 29. 5.
-73 elner l(age reaktlonäret Pfofessoren des

Bundes Frelhelt der ìfflesenschaft gegen e¡n¡-
ge Bestlmmungen des nledersächslschen

Vorschaltgesetzes zugest¡mmt und damit For-
derungen nach der gleiohberechtigten Mitbe-
'stimmung aller Hochschulangehörigen für
Yerfassungswidrlg erk¡ärt.

o

o e-

Das Bundesverfassungsgeridlt stellt fest:

- Bei Entsdreidungen, weldre unmittel-
bar die Lehre betreffen, muß der
Gruppe der Hodrsdrullehrer der ihrer
besonderen Stellung entspredrende,
maßgebende Einfluß bleiben. Diesem
Erfordernis wird genügt, wenn diese
Gruppe über die Hälfte der Stlmmen
verfügt.

- Bei Entsdreidungen, die unmittelbar
Fragen der Forsdrung oder die Beru-
fung der Hodrsdrullehrer betreffen,
muß der Gruppe der Hodtsdlullehrer
ein weitergehender, aussdrlaggeben-
der Einfluß vorbehalten bleiben.

Bei allen Entsdreidungen über Fragen
von Forsd¡ung und Lehre ist eine un-
differenzierte Beteiligung der Gruppe
der nidrtwissensdraftlidren Bedienste-
ten auszusdrließen.

Das Bundesverfassungsgeriùt gibt vor,
die im Grundgestz Art. 5.3 verbürgte
Freiheit von Forsdrung und Lehre zu ver-
teidigen. Jedodr entbindet diese Freiheit
nidrt von der Verpllidrtung der Wissen-
sdraftler im Interesse der Mehrheit der
Bevölkerung tätig zu werden, ja sie ver-
pfliótet dazu. Denn die Erfahrung des
Fasdrismus lehrte, die sidr jenseits der
gesellsdraftlidren Praxis dünkten, sehr
sd¡nell auf die Humanitåit verzidrteten
und den Hitlerfasdristen willfährig dien-
ten.

Hodrsdrulen zu verbannen, heißt, die
Diskriminierung von marxistisdren und
f ortsdrrittlidren bürgerlidren Wissensdraf t-
lern zu beseitigen, heißt, die Forsdrung
unter eine demokratisdre Kontrolle der
Gewerksdraften und der Hodtsdtulange-
hörigen zustellen, heißt, den Kampf ge-
gen die imperialistisdre Pervertierung
der Wissensdraft zu Kriegs- und Vernidr-
tungszwedcen durdr des Großkapital und
erkenntniseinsdrrånkende imperialistisdte
Ideologien zu führen,
Dodr diese Freiheit hatte das Bundesver-
fassungsgeridrt nidrt im Auge. Ihm ging
es um die Unterdrüdrung jeglidrer wis-
sensdraftlidrer Kritik am Kapitalismus,
letztliô um die Sidrerung des kapitali-
stisdren Herrsdraftssystems,
Durdr die Restaurierung autoritärer Struk-
turen, durdr die Absegnung ordinarialer
Privilegien sollen die Hodrsdrullehrer zur
blinden Verteidigring der bestehenden
Ordnung gebradrt und die fortsdrrittlidren
Forderungen der Studenten nadr wissen-
sdraftlid¡er Qualifikation und Ausbil-
dungszielen im Interesse der lohnab-
hängigen Massen abgeblodrt werden.
Durdr die Zubilligung von Sonderredrten
für die Hoùsdrullehrer hat das Bundes-
verfassungsgeridrt audr eklatant den
Gleióheitsgrundsatz nadr Art. 3 GG
verletzt, dementspredrend alle in For-
sdrung und Lehre Tätigen - also aud¡
die Studenten und Assistenten - gleidr-
berechtigt darüber bestimmen müßten.
Das Argument, nur ,Qualifizierte' dürften
entsdreidend über die Forsdrung, Lehre
und Berufungen bestimmen und nidrt die
Sekretåirinnen, teônischen Angestellten
und Studenten, ist zu durdrsidrtig, als
daß es die wahren Absidrten der Herr-
sdrenden zu verschleiern vermödrte. Da
loben wir uns die klare Spradre eines
füLhrenden Vertreters des Großkapitals:

,Die Demok¡atisierung der Hodrsdrulen
ist ebenso unsinnig wie die Demokrati-
sierung der Sdrulen, Kasernen, Zud¡thäu-
ser etc," Und das ist des Pudels Ke¡n bei
der Einsdrränkung der MÍtbestimmung für
nid¡twissensdraftlidre Mitarbeiter, Stu-
denten, Assistenten, bei der Verhinde-
rung gewerksdraftlidrer Einflußmöglidr-
keiten über Forsdrungs- und Studien-
inhalte: Uber die Köpfe der unmittelbar
Betroffenen werden die Maßnahmen der
Banken und Großkonzerre besitzenden
Minderheit durdrgesetzt,

Die Produzenten bestimmen nidrt, was
und wie sie produzieren; die wahren
Sdröpfer des gesellsdraftlidren Reidrtums

- die Werktätigen - haben an den
Hodrsdrulen nid¡ts zu sageni Lehrlinge.
Sdrüler und Studenten haben vorgesetzte
Lehrinhalte zu sdrludcen,

Wo Demokratie konkret würde, hört sie
auf: Für die Arbeiter am Werktor, für
die Sdrüler am Sdrultor, für die Studenten
an ihrem Arbeitsplatz, Das Profit- und
Madrtsystem des Monopolkapitals ver-
trägt sidr nidrt mit wirklidren Mitbestim-
mungs- und Kontrollpositionen der Ar-
beiterklasse und der lernenden Jugend.

Demokrotie wird nicht
geschenkt
Das Bundesverfassungsgerihrtsurteil madrt
uns ein weiteres Mal deutlidt: Die Demo-
kratisierung der Hodrsdrulen, wie aller
gesellsdraftlidren Bereidre, wird nidrt von
den Herrsdrenden, von den systemtragen-
den Parteien gesdrenkt. Arbeiter, Ange-
stellte, Lehrlinge, Sdrüler und Studenten

W¡s heißt Freiheit yon
Forschung und Lehre?
Die Freiheit von Forsdrung und Lehre
verteidigen heißt, antihumanistisdre und
militaristisdre Ausbildungsinhalte aus den
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gra¡¡rm des MSB SPARTAKUS.) Zeigen

wir das gemeinsame Interesse von Ar'
beitern und Studenten an Mitbestim'
mr¡ngs- und Gégenmadrtpositionen aufl
Organisieren wir Veranstaltungen an den

Hodrsdrulen mit Arbeitern, mit den Ge'

-werksdraftenl 
Unterstützen wir die For-

l"rorrg"r, des DGB nadr der Paritätisdren

-Mitbestimmung in allen Großbetriebenl

Wir fordern die demokratisdre Kontrolle
der Hodrsdrulen und des gesamten Bil-
dungswesens durdr die Arbeiterklasse
und ihre Organisationen, den Gewerk-

sdraften. Wir müssen den Kampf für die

Mitbestimmung der Arbeiterklasse vom
Arbeitsplatz über den Betrieb bis zu allen
Entsdreidungen der staatlidren Wirt'
sdrafts-, Sozial- und Gesellsdraftspolitik.

Zu erworten:
Eine Offensive der
Reoktion
Mit der Einsdrränkung studentisdrer Mit-
bestimmung durdr das BVG wi¡d die
ganze Absurdität und Perspektivlosigkeit
linkssektiererisdrer maoistisdrer Gruppen
entlarvt, Ihre Forderungen wie "Weg mit
dem Mitbestimmungssdrwindel" sind
durdr das BVG aus dessen Art und Weise
weitgehend eingelöst worden,

Dir Sdriedssprudr bestätigt unsere Auf-
fassung: Die Herrsdtenden fürdrten die

Mitbestimmung, weil sie als Waffe der

Arbeiterklasse zur Sdrwädrung der Madrt
des Großkapitals genutzt wird und an

die Frage der Madrt heranführen kann.
Jetzt kommt es darauf an, den KamPf
für die gleidrberedrtigte Mitbestimmung
allei Hodrsdrulangehörigen zu verstärken.
Denn aus dem BVG-Urteil wird eine
Offensive der Reaktion gegen erkämpfte
Mitbestimmungsredrte der Studenten fol'
gen.

- Die CDU/CSU wird bestärkt in ihrem
Bestreben, den Hodrsdrulen Kasernen-
hofordnungen zu oktroYieren,

- in den SPD-regierten Bundesländern
werden jetzt ebenfalls Hodtsdtulge-
setznovellie¡ungen eingeleitet werden,

- 
das anstehende Hodrsdrulrahmenge-
setz wird eine Versdrärfung erfahren.

Denn sdron hat die CDU/CSU in ihrer
Presseerklärung betont:',Die CDU/CSU
begrüßt das Urteil des Bundesverfas-
sungsgeridrtes in der Hoffnung, daß

.es die SPD/FDP-Regierung im Bund
und die sie tragenden Parteien zu der
Einsidrt führt, daß sie sid¡ bei der Be-
ratung des Hodrsdrulredrts-Rahmen-
gesetzes des Bundes den Vorsútlägen
der CDU/CSU fär eine funktionsge'
redrte Hodrsdrulmitbestimmung an-

sdrließen müssen."

n

Unsere Aufgoben ¡etzt
Deshalb ist die Studentenbewegung vor
die Aufgabe gestellt:

- denKampf gegen die Landeshodrsdrul-
gesetze in Bayern und Baden-Würt-
temberg zu eskalieren,

- 
in den anderen Bundesländern die Stu'
denten intensiv auf die zu erwar-
tenden Hodrsdrulgesetznovellierungen
vorzubereiten.

Jetzt gilt es, einheitlidren bundesweiten
Kampf gegen die reaktionären Hoùsdtul-
gesetze aufzunehmen. An jeder Hodr- und
Fadrhoùsdrule muß die Diskussion über
das Mitbestimmungsverbot und die Hodr'
sdrulgesetze entfadrt, muß ùber Aktionen

. beraten werden. Unser konsequenter
Kampf gilt audr den Kräften der äußer-
sten Reaktion at der Hodrsdrule, vor
allem dem BFdW. Den Redrten keinen
fußbreit Bodenl Festigen wir das Bündnis
aller fortsd¡rittlidren Hoòsdrulange-
hörigenl
Verteidigen wir erkämpfte Mitbestim'
mungsredrtet Treten wir für ihre Erwei'
terung einl
Das Programm des MSB Spartakus für
das gemeinsame Handeln der Studenten
weist den Weg: Großkapital und poli-
tisdre Reaktion können bezwungen wer'
den, wenn Arbeiterklasse und Studenten
konsequent und gemeinsaú für ibre Iu'
teressen eintretenl
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müssen selber kämþfen. Nur durdr ihre
Eigenaktivität und ihre Solidarität kön-
nen die demokratisdren Redrte verteidigt
und erweitert werden.
Die politisdre Funktion des BVG-Urteils
soll darin liegen, die Studenten, Sdrüler,
Lehrlinge und die Gewerksd¡aften in
ihrem Kampf um Mitbestimmung zu ent-
mutigen, sie in Resignation und Passivi-
tät zu treiben,

Dodr diese Redrnung wird nidrt aufgehen'

- Die Bereitsdraft der Studenten für
ihre beredrtigten Forderungen aktiv
zu werden war nodr nie so hodr; die
Bewegungen gegen die Hodtsdtulge-
setze, Rahmenprüfungsordnungen und
materielle Misere beweisen das.

- Andere Gruppen der Hodrsdrulen, wie
die Assistenten und die nidtt wissen-
sdraftlidren Mitarbeiter, werden zu-
nehmend in die demokratisdre Bewe-
gung einbezogen.

- Die Bündnisse von Studentenorga-
nisationen, Gewerksdraften, Lehrern,
SdrüIern beginnen sidr zu vertiefen
und zu festigen.

- Die Arbeiterklasse und ihre Gewerk-
sdraften artikulieren stärker als bis-
her ihr Interesse an Bildung und Wis-
sensdraft. Dies wird dokumentiert
durdr die bildungspolitisdren Forde-
rungen des DGB,.

- Mit dem Programm des MSB SPARTA'
KUS haben die Studenten eine Ridtt'
sdrnur, wie sie erfolgreidr kämpfen
können.

Mit dem Urteil .soll der drastisdren Ein-
sdrrärikung der Mitbestimmung der Stu-
denten, Assistenten und nidrtwissen-
sdraftlidren Mitarbeiter der Gloriensdrein
der Redrtsstaatlichkeit verliehen werden.
Eine brisante politisdte Frage wird aus
dem politisdten in den redrtlidren Raum
verlagert, der Interessenstandpunkt der
Herrsdrenden soll neutral und unangreif-
bar ersdreinen. Mit Redrt weisen die Ver-
fassungsridrter Dr. Simon und Rupp
v. Brünnedr in ihrem Minderheitenvotum
darauf hin, daß zu diesem Zweck ele-
mentare redrtsstaatlidre Prinzipien ein-

fadr übergangen werden. ,,Mit dieser Ent-
sdreidung setzt sid¡ das Bundesverfas-
sungsgeridrt unter Ubersdrreitung seiner
Funktion an die Stelle des Gesetzgebers'"
Dodr dieser ,,Schadrzug" .der herrschen-
den Klasse ist nidrts Neues. Er reiht sidr
ein in Entsdreidungen des Bundesverfas-
sungsgeridrts, die die Funktion hatten,
die reaktionäre Politik des Monopolkapi-
tals in der BRD zu legitimieren und zu
unterstützen. So wurden mit Hilfe des

Bundesverfassungsgerichts Volksbefra-
gungen über die .Wiederbewaffnung der
BRD untersagt. So wurde 1956 die KPD
ve¡boten, weil sie einen konsequenten
Kampf gegen die Remilitarisierung führte.
Das BVG unterstützte also voll die Poli-
tik des kalten Krieges.
Heute pråsidiert im BVG jener Ernst
Benda, der 1968 als Innenminister der
Großen Koalition die Notstandsgesetze
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durdrpeitsdrte, jener Benda, der sidr sdron
immer als Sdrarfmadrer gegen die Redrte
des arbeitenden Volkes bewährte.

Das Urteil des BVG vorn 29.5.73 führt
die Behauptung von der Unabhängigkeit
der Geridrte, die losgelöst von gesell-
sdraftlidren Interessen Redrt setzen wür-
den, ad absurdum. Das Bundsverfassungs-
geridrtsurteil folgt genau den Auffassun-
gen der großkapitalistisdren Verbände

- BDI, BDA, DIHT - 
zur Mitbestimmung

an den Hodrsdrulen. Es bestätigt die
Praxis der Herrsdrenden, Kritik der Stu-
denten an militärischen arbeiterfeind-
lidren Lehr- und Forsdrungsinhalten
administrativ zu unterdrüd<en, studenti-
sdren Gremienvertretern einen Maulkorb
zu verpasen und das Redrt der Studenten
auf unabhängige Interessenvertretungs-
organe einzusdrränken.
Gleidrzeitig deutet das Minderheiten-
votum zweier Verfassungsrid¡ter an, daß

die Zahl derer, die sidr nidrt ohne wei-
feres zum Büttel der Reaktion madten
lassen und redrtsstaatlidre Prinzipien
nidrt bereitwillig über Bord werfen, wenn
es hur. der Stabilisierung der kapitali-
stisdren Unordnung dient, wädrst. Von
dem bewußteren und a\tiveren Eintreten
der Massen für ih¡e Interessen, von der
Veränderung der Kräfteverhältnisse zu-
ungunsten des Monopolkapitals bleibt
audr die Justiz niùt unberührt.

BVG-Urteil
und Rolle des Stootes

Das BVG-Urteil trägt dazu bei, um die
Ideologie vom über den Klassen stehen-
den, dem ,,Ganzen verpflidtteten"" Staat
ins Wanken geraten zu lassen.

Die Aufgabe des Staates ist es heute,
aktiv in die gesellsdraftlidren Prozesse
einzugreifen, um das System der privaten
Aneignung gesellsdraftlidt produzierten

Reidrtums zu erhalten und zu festigen.
Und das bedeutet Aussdraltung der Werk-
tätigen und der Jugend von den wirt-
sdraftlidren und politisdren Entsd¡eidun-
gen. Das bedeutet Einspannung der Wis-
senschaft für die Profitinteressen einer
Minderheit.
Die vollständige, umfassende Entsdtei-
dung der Massen über alle Angelegen-
heiten, die sie betreffen, wird es erst
geben, wenn die Arbeiterklasse die Madtt
übernommen hat - 

im Sozialismus. Da-
für kämpft der MSB SPARTAKUS, Dann
erst ,,kann die Intelligenz, können die
Studenten ihre wissensdraftlidr gebildete
Arbeitskraft sdröpferisdr zu planvoller
Nutzung und Mehrung des gesamten ge-

sellsdraftlidren Reidrtums und zum Wohle
des werktätigen Volkes einsetzen,"
(Grundsatzerklärung des MSB SPARTA-
KUS)

Das BVG-Urteil verhindert nidrt nur die
gleidrberedrtigte Mitbestimmung allei
Hodrsdrulangehörigen. Es will audr die*
Mitbestimmung der Gewerkschaften tibef)
Forsdrung und Lehre aussdrließen. Das-'
Urteil ist zugleidr ein Angriff gegen die
Mitbestimmungsforderungen der Gewerk-
schaften sdrledrthin. Mit denselben Ar-
gumenten werden. demokratisdre Redrte
im Betrieb und an den Hodrsdtulen ver-
weigert: Die Arbeiter seien zu unquali-
fiziert, um über den Produktionsprozeß
mitentsdreiden zu können, die Studenten
seien nidrt genügend qualifiziert, um über
Berufungs- und Forsdrungsfragen mitzu-
bestimmen. Zur ,,Sidrerung der Funktions-
fähigkeit" der Betriebe, der Hodrschulen
etc. 

- 
d. h. zur Sicherung der Profite und

der Herrsdraft des Großkapitals 
- 

wird
die Mitbestimmung in allen Bereidren
entscheidend eingegrenzt. Wer diese
.Funktionsfähigkeit" stört, dem. drohen
Repressionen. Arbeiter können nad¡ dem
Maulkorburteil des Bundesarbeitsgeridrts
Kassel entlassen werden, wenn sie Miß-
stände im Betrieb anprangern, Studenten,
die der Effektivierung von Ausbeutung-\
und Unte¡<i¡ückung mit Hrlfe <ier W-issen'U
sdraften den Kampf ansagen, können mit
Berufsverboten belegt werden. Diese Be-
sdrreibung ftihrt aber audr dazu, den
Sdllüssel zum Erfolg der Studenten zu
erkennen. Alles zu tun, um das Bündnis
mit der Arbeiterklasse herzustellen 

- 
das

ist aktueller und notwendiger denn je.
Zugleich wadrsen die Möglichkeiten, Ar-
beiter und Studenten zu einigen,
Deshalb müssen wir soldre Forderungen
entwidreln, die die gemeinsamen Inter-
essen von Arbeiterklasse und Studenten
zum Ausdrudr bringen. Wir müssen sol-
che Aktionen madren, die in der arbei-
tenden BevöIkerung Sympatien und Un-
terstützung für den Kampf der Studenten
wedren. Andererseits ist es die Aufgabe
der Studenten, sich mit den Bewegungen
der Lohnabhängigen für höhere Löhne,

bessere Arbeitsbedingungenr geþen Miet-
wudrer und Bodenspekulationen zu soli-
dieren,
,,Wir müssen in unseren Aktionen an-
knùpfen an den Forderungen der Ge-
werksdraften und der Arbeiterjugend-
organisationen." (Studentenaktionspro-
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gra¡¡rm des MSB SPARTAKUS.) Zeigen

wir das gemeinsame Interesse von Ar'
beitern und Studenten an Mitbestim'
mr¡ngs- und Gégenmadrtpositionen aufl
Organisieren wir Veranstaltungen an den

Hodrsdrulen mit Arbeitern, mit den Ge'

-werksdraftenl 
Unterstützen wir die For-

l"rorrg"r, des DGB nadr der Paritätisdren

-Mitbestimmung in allen Großbetriebenl

Wir fordern die demokratisdre Kontrolle
der Hodrsdrulen und des gesamten Bil-
dungswesens durdr die Arbeiterklasse
und ihre Organisationen, den Gewerk-

sdraften. Wir müssen den Kampf für die

Mitbestimmung der Arbeiterklasse vom
Arbeitsplatz über den Betrieb bis zu allen
Entsdreidungen der staatlidren Wirt'
sdrafts-, Sozial- und Gesellsdraftspolitik.

Zu erworten:
Eine Offensive der
Reoktion
Mit der Einsdrränkung studentisdrer Mit-
bestimmung durdr das BVG wi¡d die
ganze Absurdität und Perspektivlosigkeit
linkssektiererisdrer maoistisdrer Gruppen
entlarvt, Ihre Forderungen wie "Weg mit
dem Mitbestimmungssdrwindel" sind
durdr das BVG aus dessen Art und Weise
weitgehend eingelöst worden,

Dir Sdriedssprudr bestätigt unsere Auf-
fassung: Die Herrsdtenden fürdrten die

Mitbestimmung, weil sie als Waffe der

Arbeiterklasse zur Sdrwädrung der Madrt
des Großkapitals genutzt wird und an

die Frage der Madrt heranführen kann.
Jetzt kommt es darauf an, den KamPf
für die gleidrberedrtigte Mitbestimmung
allei Hodrsdrulangehörigen zu verstärken.
Denn aus dem BVG-Urteil wird eine
Offensive der Reaktion gegen erkämpfte
Mitbestimmungsredrte der Studenten fol'
gen.

- Die CDU/CSU wird bestärkt in ihrem
Bestreben, den Hodrsdrulen Kasernen-
hofordnungen zu oktroYieren,

- in den SPD-regierten Bundesländern
werden jetzt ebenfalls Hodtsdtulge-
setznovellie¡ungen eingeleitet werden,

- 
das anstehende Hodrsdrulrahmenge-
setz wird eine Versdrärfung erfahren.

Denn sdron hat die CDU/CSU in ihrer
Presseerklärung betont:',Die CDU/CSU
begrüßt das Urteil des Bundesverfas-
sungsgeridrtes in der Hoffnung, daß

.es die SPD/FDP-Regierung im Bund
und die sie tragenden Parteien zu der
Einsidrt führt, daß sie sid¡ bei der Be-
ratung des Hodrsdrulredrts-Rahmen-
gesetzes des Bundes den Vorsútlägen
der CDU/CSU fär eine funktionsge'
redrte Hodrsdrulmitbestimmung an-

sdrließen müssen."

n

Unsere Aufgoben ¡etzt
Deshalb ist die Studentenbewegung vor
die Aufgabe gestellt:

- denKampf gegen die Landeshodrsdrul-
gesetze in Bayern und Baden-Würt-
temberg zu eskalieren,

- 
in den anderen Bundesländern die Stu'
denten intensiv auf die zu erwar-
tenden Hodrsdrulgesetznovellierungen
vorzubereiten.

Jetzt gilt es, einheitlidren bundesweiten
Kampf gegen die reaktionären Hoùsdtul-
gesetze aufzunehmen. An jeder Hodr- und
Fadrhoùsdrule muß die Diskussion über
das Mitbestimmungsverbot und die Hodr'
sdrulgesetze entfadrt, muß ùber Aktionen

. beraten werden. Unser konsequenter
Kampf gilt audr den Kräften der äußer-
sten Reaktion at der Hodrsdrule, vor
allem dem BFdW. Den Redrten keinen
fußbreit Bodenl Festigen wir das Bündnis
aller fortsd¡rittlidren Hoòsdrulange-
hörigenl
Verteidigen wir erkämpfte Mitbestim'
mungsredrtet Treten wir für ihre Erwei'
terung einl
Das Programm des MSB Spartakus für
das gemeinsame Handeln der Studenten
weist den Weg: Großkapital und poli-
tisdre Reaktion können bezwungen wer'
den, wenn Arbeiterklasse und Studenten
konsequent und gemeinsaú für ibre Iu'
teressen eintretenl
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müssen selber kämþfen. Nur durdr ihre
Eigenaktivität und ihre Solidarität kön-
nen die demokratisdren Redrte verteidigt
und erweitert werden.
Die politisdre Funktion des BVG-Urteils
soll darin liegen, die Studenten, Sdrüler,
Lehrlinge und die Gewerksd¡aften in
ihrem Kampf um Mitbestimmung zu ent-
mutigen, sie in Resignation und Passivi-
tät zu treiben,

Dodr diese Redrnung wird nidrt aufgehen'

- Die Bereitsdraft der Studenten für
ihre beredrtigten Forderungen aktiv
zu werden war nodr nie so hodr; die
Bewegungen gegen die Hodtsdtulge-
setze, Rahmenprüfungsordnungen und
materielle Misere beweisen das.

- Andere Gruppen der Hodrsdrulen, wie
die Assistenten und die nidtt wissen-
sdraftlidren Mitarbeiter, werden zu-
nehmend in die demokratisdre Bewe-
gung einbezogen.

- Die Bündnisse von Studentenorga-
nisationen, Gewerksdraften, Lehrern,
SdrüIern beginnen sidr zu vertiefen
und zu festigen.

- Die Arbeiterklasse und ihre Gewerk-
sdraften artikulieren stärker als bis-
her ihr Interesse an Bildung und Wis-
sensdraft. Dies wird dokumentiert
durdr die bildungspolitisdren Forde-
rungen des DGB,.

- Mit dem Programm des MSB SPARTA'
KUS haben die Studenten eine Ridtt'
sdrnur, wie sie erfolgreidr kämpfen
können.

Mit dem Urteil .soll der drastisdren Ein-
sdrrärikung der Mitbestimmung der Stu-
denten, Assistenten und nidrtwissen-
sdraftlidren Mitarbeiter der Gloriensdrein
der Redrtsstaatlichkeit verliehen werden.
Eine brisante politisdte Frage wird aus
dem politisdten in den redrtlidren Raum
verlagert, der Interessenstandpunkt der
Herrsdrenden soll neutral und unangreif-
bar ersdreinen. Mit Redrt weisen die Ver-
fassungsridrter Dr. Simon und Rupp
v. Brünnedr in ihrem Minderheitenvotum
darauf hin, daß zu diesem Zweck ele-
mentare redrtsstaatlidre Prinzipien ein-

fadr übergangen werden. ,,Mit dieser Ent-
sdreidung setzt sid¡ das Bundesverfas-
sungsgeridrt unter Ubersdrreitung seiner
Funktion an die Stelle des Gesetzgebers'"
Dodr dieser ,,Schadrzug" .der herrschen-
den Klasse ist nidrts Neues. Er reiht sidr
ein in Entsdreidungen des Bundesverfas-
sungsgeridrts, die die Funktion hatten,
die reaktionäre Politik des Monopolkapi-
tals in der BRD zu legitimieren und zu
unterstützen. So wurden mit Hilfe des

Bundesverfassungsgerichts Volksbefra-
gungen über die .Wiederbewaffnung der
BRD untersagt. So wurde 1956 die KPD
ve¡boten, weil sie einen konsequenten
Kampf gegen die Remilitarisierung führte.
Das BVG unterstützte also voll die Poli-
tik des kalten Krieges.
Heute pråsidiert im BVG jener Ernst
Benda, der 1968 als Innenminister der
Großen Koalition die Notstandsgesetze
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durdrpeitsdrte, jener Benda, der sidr sdron
immer als Sdrarfmadrer gegen die Redrte
des arbeitenden Volkes bewährte.

Das Urteil des BVG vorn 29.5.73 führt
die Behauptung von der Unabhängigkeit
der Geridrte, die losgelöst von gesell-
sdraftlidren Interessen Redrt setzen wür-
den, ad absurdum. Das Bundsverfassungs-
geridrtsurteil folgt genau den Auffassun-
gen der großkapitalistisdren Verbände

- BDI, BDA, DIHT - 
zur Mitbestimmung

an den Hodrsdrulen. Es bestätigt die
Praxis der Herrsdrenden, Kritik der Stu-
denten an militärischen arbeiterfeind-
lidren Lehr- und Forsdrungsinhalten
administrativ zu unterdrüd<en, studenti-
sdren Gremienvertretern einen Maulkorb
zu verpasen und das Redrt der Studenten
auf unabhängige Interessenvertretungs-
organe einzusdrränken.
Gleidrzeitig deutet das Minderheiten-
votum zweier Verfassungsrid¡ter an, daß

die Zahl derer, die sidr nidrt ohne wei-
feres zum Büttel der Reaktion madten
lassen und redrtsstaatlidre Prinzipien
nidrt bereitwillig über Bord werfen, wenn
es hur. der Stabilisierung der kapitali-
stisdren Unordnung dient, wädrst. Von
dem bewußteren und a\tiveren Eintreten
der Massen für ih¡e Interessen, von der
Veränderung der Kräfteverhältnisse zu-
ungunsten des Monopolkapitals bleibt
audr die Justiz niùt unberührt.

BVG-Urteil
und Rolle des Stootes

Das BVG-Urteil trägt dazu bei, um die
Ideologie vom über den Klassen stehen-
den, dem ,,Ganzen verpflidtteten"" Staat
ins Wanken geraten zu lassen.

Die Aufgabe des Staates ist es heute,
aktiv in die gesellsdraftlidren Prozesse
einzugreifen, um das System der privaten
Aneignung gesellsdraftlidt produzierten

Reidrtums zu erhalten und zu festigen.
Und das bedeutet Aussdraltung der Werk-
tätigen und der Jugend von den wirt-
sdraftlidren und politisdren Entsd¡eidun-
gen. Das bedeutet Einspannung der Wis-
senschaft für die Profitinteressen einer
Minderheit.
Die vollständige, umfassende Entsdtei-
dung der Massen über alle Angelegen-
heiten, die sie betreffen, wird es erst
geben, wenn die Arbeiterklasse die Madtt
übernommen hat - 

im Sozialismus. Da-
für kämpft der MSB SPARTAKUS, Dann
erst ,,kann die Intelligenz, können die
Studenten ihre wissensdraftlidr gebildete
Arbeitskraft sdröpferisdr zu planvoller
Nutzung und Mehrung des gesamten ge-

sellsdraftlidren Reidrtums und zum Wohle
des werktätigen Volkes einsetzen,"
(Grundsatzerklärung des MSB SPARTA-
KUS)

Das BVG-Urteil verhindert nidrt nur die
gleidrberedrtigte Mitbestimmung allei
Hodrsdrulangehörigen. Es will audr die*
Mitbestimmung der Gewerkschaften tibef)
Forsdrung und Lehre aussdrließen. Das-'
Urteil ist zugleidr ein Angriff gegen die
Mitbestimmungsforderungen der Gewerk-
schaften sdrledrthin. Mit denselben Ar-
gumenten werden. demokratisdre Redrte
im Betrieb und an den Hodrsdtulen ver-
weigert: Die Arbeiter seien zu unquali-
fiziert, um über den Produktionsprozeß
mitentsdreiden zu können, die Studenten
seien nidrt genügend qualifiziert, um über
Berufungs- und Forsdrungsfragen mitzu-
bestimmen. Zur ,,Sidrerung der Funktions-
fähigkeit" der Betriebe, der Hodrschulen
etc. 

- 
d. h. zur Sicherung der Profite und

der Herrsdraft des Großkapitals 
- 

wird
die Mitbestimmung in allen Bereidren
entscheidend eingegrenzt. Wer diese
.Funktionsfähigkeit" stört, dem. drohen
Repressionen. Arbeiter können nad¡ dem
Maulkorburteil des Bundesarbeitsgeridrts
Kassel entlassen werden, wenn sie Miß-
stände im Betrieb anprangern, Studenten,
die der Effektivierung von Ausbeutung-\
und Unte¡<i¡ückung mit Hrlfe <ier W-issen'U
sdraften den Kampf ansagen, können mit
Berufsverboten belegt werden. Diese Be-
sdrreibung ftihrt aber audr dazu, den
Sdllüssel zum Erfolg der Studenten zu
erkennen. Alles zu tun, um das Bündnis
mit der Arbeiterklasse herzustellen 

- 
das

ist aktueller und notwendiger denn je.
Zugleich wadrsen die Möglichkeiten, Ar-
beiter und Studenten zu einigen,
Deshalb müssen wir soldre Forderungen
entwidreln, die die gemeinsamen Inter-
essen von Arbeiterklasse und Studenten
zum Ausdrudr bringen. Wir müssen sol-
che Aktionen madren, die in der arbei-
tenden BevöIkerung Sympatien und Un-
terstützung für den Kampf der Studenten
wedren. Andererseits ist es die Aufgabe
der Studenten, sich mit den Bewegungen
der Lohnabhängigen für höhere Löhne,

bessere Arbeitsbedingungenr geþen Miet-
wudrer und Bodenspekulationen zu soli-
dieren,
,,Wir müssen in unseren Aktionen an-
knùpfen an den Forderungen der Ge-
werksdraften und der Arbeiterjugend-
organisationen." (Studentenaktionspro-
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Dreht dem Hahn den Hahn ab!
f0. Mal 1973, Baden-Württemberg: Tausende Studen-
ten an allen Hocfisoñulorten kämpfen gegen dle
,,sdrwarze Hähntfienpest". Sie gehen auf die StraBe
gegen dle Novelle des Landeshoc|rsdrulgesetzes
(LHG), das ihnen

- weltere Studienreglementlerungen durcfi Kurz- und
Langzeitstudiengänge und versdrärften Prilfungs-
drud<

- Abbau ihrer demokratlscfien Reclrte durdr Kastrle-
run g i h rer verf aßten Studentensdraft, Verst|rä rf ung
des Hausredrts

- Fadraufsidrt des KuMl

- und keine glelc*rberecfrtlgte Mttbestimmung in allen
Hocfisclrullragen

brl'ngen soll.

Die Demonstrat¡onen waren der vorlåufige
Höhepunkt des landeswe¡ten Kampfes ge-
gen die Novelle, Vorausgegangen waren
Tage und Woctren intensiver lnformatlon
über das reaktionäre Machwerk und seine
Konsequenzên für die Hochschulen.
Am intensivsten wurde in den Aktions-
tagen und aktiven Warnstreiks unm¡ttelbar
vor den großen Demonstrationen - den
größten seit 1968 ín BaWü - diskutiert.
ln Vorlesungen, Übungen und Seminaren
spradten Studenten und viele Lehrende
über die Auswirkungen des LHG in ihrem
Fadr. ln vieleñ Facfrbereichen wurde der
Lehrbetr¡eb l00prozentig bestreikt, die Stu'
denten diskutierten über Alternativen zum
derzeitigen Lehrbetrieb und beteiligten sidt
an der Vorbereitung von Demonstrationen.
Sie erricfrteten lnformationsstände in deà
lnstituten und Mensen und - vor allen
Dingen auch in den Städten, um die arbei-
tende Bevölkerung über ihren Kampf zu
informieren. Denn eínes ist vielen Studen-
ten mittlerweile klar:

- Das Bündnis der Studenten mit der
arbeitenden Bevölkerung ist entsdtei-
dend für den Erfolg des studentischen
Kampfes gegen die Hocfrsdtulformie-
rung im lnteresse des Großkapitals.

- Es ist d¡o arbeitende Bevölkerung, die
am me¡sten unter Ärztemangel und
Lehrermangel leidet,

- ihre Kinder sind es, die am meisten
m¡t den Zwängen der gro8kapitalisti-
schen Bildungs,,reform" Schwlerigkel-

, ten bekommen.
Die arbeitenden Menschen sind es audr,
die der Staat zur Finanzierung seiner
,,Reformen" immer wieder zur Kasse bittet.
Daher fordern Studenten und Werktätige
gemeinsam:

- Das Geld für den Ausbau der l-lodt-
sdrulen und andere Reformen muB dort
geholt werde[; wo gêrìug ist: Vom
Rüstungshaushalt, von den Riesenpro-
fiten der Großkonzernet

Vielerorls wurden Mißtrauen und Abnei-
gung se¡tens der Arbeiter und Angestell'
ten gegenliber studentisdten Protestaktio'
nen abgebaut. Leider nodr nidrt ln aus-
reicfrendem Maße. Denn vielfactr domlnier-
ten sekt¡erer¡scfier Aktionismus und wort-

6

Aber der Protest der 4000 in Heldelb9rg,4000 in Frel-
burg, 2500 in Karlsruhe, 1000 in Mannhelm war kein
rein studentiscfier Protest. Einig in der Ablehnung des
Hahn-Geselzes: Teile der Assistentenscfiaft, der Do-
zenten und der Bevölkerung. Abgelehnt haben den
Gesetzentwurf u. a.: Die Landeskonferenz des Aka-
demiscfien Mittelbaus (I-AKAM), der DGB, die öTV
und dle GEW. Weitgehend ablehnende Stellungnah-
men haben der Gesamthoclrscfiulrat (GHR) und dle
meisten Senate der HocfiscNrulen des Landes.

Reklor und Prorektor der Uni Karlsruhe belsplels-
welse bracfilen lhren Protest durc*r lnformatlonsstände
in der Stadt zum Ausdrud<.

oì,

u8

fth cinc h/i¡sen¡chafü und
Au¡Hldung im lntqe¡¡e
dcr Süudc-nten u¡d dcr
aÉeit¿nden Bovö[Kerung
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rad¡kales Maulheldentum und verbreiteten
Verwirrung, Unsicherheit und Ablehnung
unter großen Teilen der Studenten und der
Bevölkerung. Maoistische Gruppierungen,
ob sie sicfì ,,K"SV, ,,K"Hc, oder ,,KSG/ML"
nennen, dienen den Reaktionären als papp-
kameraden fi¡r das Zielschießen gegen
demokrat¡sdte Bestrebungen insgesamt.

Sinnloses Spreng¬n und Niederscfrreien
von Senatsn in Freiburg und Heidelberg
boten,,BUND"-Professoren die willkom-
mene Gelegenheit, die Novelle als ,,ver-
nünftiges Ordnungselement,, zu begrüBen
und hinderten zahlreicfre fortsdtritil¡che
Professoren und Assistenten an einer Soli-
darisierung mit den beredrtigten .studenti-
sdìen Forderungen. Der MSB SPARTAKUS
hat sich überall von Provokationen, die die
Einheit und Schlagkralt der gesamten Stu-
d¬ntenbewegung spalten und die Studen-
ten in die lsolierung tre¡ben sollten, sdtarf
distanziert.

Grundlage der gleidrger¡drtetsn Zielset-
zung:

- Alle Demokraten müssen di¬ses Gosetz
verhindern

- Für eine Ausbildung im lnteresse der
arbeitenden Bevölkerung und der Stu-
denten

- Für ein demokratlsdtes Hodtscfiulgesetz

An den ADHs beteiligen sicfi: einzelne
Gewerkscñaftsgruppon, Jungdemokrat¬n,
Jungsozialisten, Spartakisten, Teile der
SPD und der FDP, Kommunisten, enga-
gierte Christen und ASten.

lm Protest der baden-württembergisdren
Studenten gegen d¡e LHG-Novelle låßt sid¡
zweifellos ein Aufsd¡wung der demokra-
tisdren Bewegung im ,,ruhlgen Muster-
ländle" feststellon.

Hat der spontane Protest bisher nocfi
weitgehend devensiven Charakter (,,Weg
mit. . .", ,,Kampf dem .. .") gehabt, so stellt
sich jetzt die Aulgabe, durdr die Formu-
lierung positiver Ziele, für die sidr Stu-
denten, Arbe¡ter und Angehörigó des Lehr-
körpers einsetzen, dle Kraft der Bewegung
zu vervielfachen. Die Zusammenfassung
der Te¡laktiv¡täten zum konzentrierten Mas-
senkampf gegen die Novelle mit dem Ziel
lhrer Verhinderung war Sinn und Zwed<
des Sternmarsdres am 7. Juni - dem Tag
der 1. Lesung im Landtag - in Stuttgart,
den die Gruppen des MSB SPARTAKUS
initiiert haben. Dieser lnitiatlve scfrlossen
s¡ch fast alle ASten, alle ADH-Gruppen
und andere fortsúrittlidre Organisat¡onen
an.

Der Kampf der Studenten gegen die BiF
dungspolit¡k dor CDU in BaWä fand mit
dem Sternmarsdr am 7. 6. sinen we¡teren
Höhepunkt. Aber: Das ¡st n¡ót das Ende
dieses Kampfes. Welter¬ Streiks, wei-

tere Aktionen werden nöilg setn, um For-derungen gegen das Groglapitai ;;; ;i_n¬n Staat durcfizuselzen.

Es gilt, durcñ überzeugende und _ imwahrsten Sinne des úortes -- ,¡trä¡'_Bende Argumentaflon und Agltatù;nodr größere Teite der StuOenteî -unä
der Arbe¡terklasse für O¡e Ourcnsãtzunã
ihrer lnteressen zu mobilisieren.

tii der 2. Bv-Tagung des MSB stellten
fest, daß es eine der widttigsten Auf-

gaben des SPARTAKUS ist, ,,öffentlicft-
keitswirksame Aktionen gegen den Bil-
dungsnotstand, an denen sich alle vom
Bildungsnotstand Betroffenen beteil¡gen,
und die geeignet sind, die Sol¡daritåt dsr
arbeitenden Bevölkerung zu erreidren", zu
unterstützen und oinzuleiten.

Der Wunsch vieler demokratisdter Orga-
nisationen an den Hocf¡sdrulen und dar-
über hinaus, gemelnsam gegen die No-
velle vorzugehen, fand Ausdruck in der
Herstellung von Bündnissen, wie der ,,Ak-
tion Demokratische Hociscñule" (ADH) in
den Städlen Tübingen, Stuttgart, Freiburg
und Mannheim. Hier trafen s¡ch Parteien,
Gruppen und Organisat¡onen ungeadrtet
weltansdraulidrer und,politischer Differon-
zen zut gemeinsamen Aktion auf der
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Voranzeige

ln Kürze erscheint das

Protokoll
2. BundeskongreB
des MSB Spartakus

lnhalt:

Polltlsdror Berldrt des Bundesvorstands,
die widrtlgsten Roferato und Dlskus-
sionsbeltråge. Bericfrte aus den Arbolts-
gruppen, Anträge und Resolutlonen,
Gru8worte und -scfireiben, Pressesple-
gel

Bestellungen an:
facit, 53 Bonn,
Poppelsdorfer Allee 58 a

Sozl[ll$l5fHE PollIlH lln aI
Produktivkraftentwicklung im Kapitalismus und Sozialismus. Fragen der wissen-
s chaftlich-tec hnis c hen Revolution .
Die Jagd auf die rrheilige Kuh" oder das ManöVer rrLebensqualitätr'.
\didersprüche und Antagonismen im Sozíalismus.
Klassenstruktur und Klassenbewußtsein in der BRD.
Ursachen und'!úesen des staatsmonopolistischen Kapitalismus
Kritik an E.Mandels Spätkapitalismus .
Zur Geschichte des Arbeiterwiderstandes : Literatur im \diderstand. Antifaschistische
Tarnschriften.

Bezugsbedingungen: Einzelheft: DM 4.-, Abonnement: DM 20.- (inclusíve porto)
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Im Februar findet eine Urabstimmung
statt; von 6979 Studenten stimmen 6679
(96 Prozent der abgegebenen, mehr als

160 Prozent der Gesamtstudentensdtaft)

Jrtir die Rüd<meldung zum alten Betrag' von 73 DM. 60 Prozent der Marburger
Studenten sind Bafög:Empfänger (Hödtst-
satz 420 Mark).
Am 3. Mai findet die größte Vollver-
sammlung in der Gesdridrte der'Marbur-
ger Studentenbewegung statt. 3000 Stu-
denten fordern sofortige Rüdcmeldung für
73 DM, sie bestätigen die Politik des,
von Spartakus und SHB getragenen ASIA.
Die diversen maoistisdren Gruppen kön-
nen gerade 150 Stimmen auf sidr ver-
einigen.
Unter der Marburger Bevölkerung wer-
den mehrere tausend Solidaritäts-Unter-
sdrriften gesammelt, Gewerksdraften, DKp
und SDAJ, audr der Unterbezirk der SPD
erkläreri ihre Unterstützung.
Am 6. Mai findet die úisher größte
Demonstration iu Marburg statt: 600¡ Stu-
denten, Sdrüler und. Wérktätige gehen
auf die Straße.
4373 Kommilitonen zahlen den alten Be-
trag von 73 DM ein - trotz Exmatriku-
lationsdrohungen und Ankündigung von
anderen Repressionen, besondeis in den
NC-Fädrern. Der Kultusminister jedodr

kann seine Drohung, alle zu exmatriku-
lieren, die 73 DM bezahlt hatten, nidtt
wahrmadren. 4373 sind sogar ihm zuviel.
Er. verlängert die Rüd<meldefrist bis zum
7. Juni, in der Hoffnung, daß die Kampf-
front bis dahin abbrödcelt.
Antwort der Studenten: Ein dreitägiger
Streik an allen Fadrbereidren.

Die Probleme
und w¡e sie gelöst wurden
Daß der Sozialkampf zur größten Mas-
senbewegung an der Marburger Uni wer-
den sollte, daran glaubte an Anfang kaum'
jemand. .Der Anfang der Kampagne ge-
staltete sidr äußerst sdtwierig. aus zwei
Gründen:

- Bei vielen Studenten, und audr bei
Spartakusmitgliederp ist die Unsióerheit
groß: Was können wir, die Marburger
Studenten, wirklidt durdlsetzen? Ist es
möglidr, den Drud< auf den Kultus-
minister so stark werden.zu lassen, daß
er zum Nadrgeben gezv¡ungen werden
kann?

- Es bestehen Zweifel, ob die Erböhung
der Sozialbeiträge um 3l;50 DM eine sol-
dre Empörung hervorgerufen hat, die
groß genug ist, um die Kampfbereitsdraft
der Studenten zu wedren.

I

Lohnt sidr der Kampf? Diese Frage wird
nidrt nur in Marburg gestellt. Viele
Sdrwierigkeiten,'Massenaktionén zu
initiieren haben hier ihre Ursadre. ,In
dieser Skepsis spiegelt sidr ja durdraus
eÍne ridrtige Erkenntnis wider, nämlidt
daß die Studenten ohne das Bündnis mit
der Arbeiterklasse ihre Interessen nidrt
durdrsetzen können. Dodr die einzig ridr-
tige politisdre Sôlußfolgerung aus dieser
Erkenntnis, daß die Studenten ihren Mas-
senkampf dazu benutzen müssen, ent-
steht nidrt spontan. Spontan wird sidt
eher Resignation oder sektiererisdrer Vo-
luntariimus einstellen. Also ist es unsere
Aufgabe, wie auf dem 2, Bundeskongreß
des MSB Spartakus formuliert wurde, da-
für zu arbeiten, daß "die Aktionen der
Studenten von dem Ziel bestimmt sind,
die Gleidrgeri&tetheit der Interessen auf-
zuzeigen, Verständnis und Unterstützung
der arbeitenden Bevölkerung für die For-
derungen der fortsdrrittliòen Studenten
zu wed<en." Heißt es darüber in dem
Artikel über die Aufgaben des MSB nadt
dem 2. Bundeskongieß in den letzten
roten blättern. Daß es gelungen ist, diese
Aufgabenstellung in Marburg praktisdt
wirksam .werden zu lassen, garantierte
maßgeblidr den Erfolg des Marburger
Sozialkampfes.

ilar[tlrugr $luilelller im $olialltamnl

$o Iltiril's uolllrG[l!
Anfang des Jahres besdrlieBt der hessische Kultus- burg lür das Sorrmereêmesler yon 73,; DM auf
mlnlsler von Fr¡edeburg, dle Sozlâlbeiträge ln Mar- 104,50 Dll.
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1969 sperrte die Bundesreg¡erung dem Verband deut'
idtãr'Sru¿entenscfiaften fegllcñé weiler'e li'nanzielle
Unterstützung. Revandllsten-Organisalionen wie dle
Deutsclre Jugend des Ostens iurden und werden
Ívelter gelörd-ert. Willy Brandts Reglerung i¡bernahm
diesen Éesclriu8 des kabinetts Kieslnger. Dle Prote¡te

Pnliti$Ghe lrRrg$$tlllu!

mehrten slctr. Dle Bundesreglerung lud Anfang tfql
;ññm-cespräcñ mlt dem vds. lÚas dabel herau¡'
kam ist bekanht: Yorläuf¡g lmmer nodl keln Geld filr
den vds. Der Verlaut des Gesprädrs und selne Vor'
gesch¡cñte sind htldrst lnteressanl.

Arri 10. 4. 1970 auf Sdrloß Sdrwanberq
bei Kitzingen hatie der damalige wie
heutige - parlamentarisdre Staatssekre'
tär im Bundesministerium für Jugend' Fa'
milie :und Gesundheit,, Westphal, den

Bayerisifien Jugendring wissen lassen:

Dié Bundesregierung erwartet vom VDS

,keinerlei Ergebenheitserklärungen' t was
man erwarte¡ sei ein ,,VDS mit intakter
Satzung und Vorstand". Niemand habe

itärkeres Interesse an einem 'einheitli'
dren, funktionsfähigen Studentenverband"
als die Bundesregierung.
Hätte es nodr eines weiteren Beweises
bedurft, die 25. Mitgliederversammlung
des VDS im März 1973 hat ihn erbradtt:
intakter, funktionsfähiger und sdtlag-
kräftiger ist der VDS nie gewesen' Am
9. Mai, bei dem GesPrädr, zu dem die
Bundesminister für Familie, Jugend und
Gesundheit sowie für Bildung und.Wis'
sensdraft, Fodse und von Dohnanyi, den

VDS gebeten hatten, hätte die Bundes'
regierung Gelegenheit gehabt, ihr Ver'
hältnis zum VDS endlidr zu bereinigen'
mit der Diskriminierung des demokrati'
sdren Dadrverbands der Studenten der
Bundesrepublik endlidr Sdrluß zu rùadren.

Dodr die Bundesregieung sdreint nidtt
bereit, sidr mit den politisdren Realitäte¡
des Jahres 19?3 abzufinden: als Preis
für die Wiederaufnahme seiner finanziel-
len Förderung mödrte sie vom VDS nidtts
geringeres als die Aufgabe der von ihrr
ùerfoigten Politik der konsequenten stu-

dentisdren Interessenvertretung und des

aktiven Eintretens für den gesellsdtaft'
lidren Fortsd¡ritt, für Frieden und Ent'
spannung verlangen.
Sie mödrte den VDS finanziell fördern -
dann, wenn er sidr zum regierungsfrom-
men staatstragenden Verband (zurüdc-)

entwi&elt hat. P o liti s ch e Erp re s'
sung ist der einzig passende Ausdrud<
fär das Vorgehen der Bundesregierung
dem VDS gegenüber beim "Gesprädt' 

am

9. Mai 1973.
Was sonst, wenn nidrt politisdre Erpres'
sung, ist es,

- wenn Bundesministerin Fodce ver-
langt, der VDS solle die von der Mit-
glieãerversammlung getroffene Fe.ststel'
iung, daß audr diese Bundesregierung
keine an den Interessen der Mehrheit
der Bevölkerung orientierte Politik, son-

dern Politik im Dienste des Großkapitals
betreibt, zurüdcnehmen¡

"- wenn vom VDS verlangt wird, die in
der BRD bestehenden HerrsdraftsverhäIt-
nisse nidrt mehr beim Namen zu nenneni

- wenn Bundesminister von Dohnanyi
vom VDS verlangt, er solle erklären, die
auf dem Wege zu Frieden und Ent'
spannung in Europa erzielten Fortsd¡ritte
seien wesentlidr der Bundesrepublik
Deutsdrland und der Bundesregienrng zu
verdanken und nidrt, wie e$ der histori-

sdren Wahrheit entspridrt, der aktiven
Friedenspolitik der SU und der übrigen
Staaten ãer sozialistisdren Gemeinsdlaft
und dem Kampf der friedliebenden Kräf-
te in der BRD.

Was .bislang immer hinter Zweifel an
dem angeblidr ungeklärten Verhältnis
des VDS zur freiheitlidr demokratisd¡en
Grundordnung und sdreinheiligen Erkun-
digungen naô der innerverbandlidren
Struktur des VDS verborgen worden war,
hat die Bundesregierung damit endlidt
offen zúr Spradre gebradrt: Das unbeirrte
Eintreten des VDS für Frieden und Ent'
spannungr der Kampf der Studenten an
der Seite der Arbeiterklasse für ihre
demokratisdren Interessen, für den gesell'
sdraftlidren Fortsdrritt, die Stoßridttung
der Politik des VDS gegen die Madtt des
Großkapitals sind der Bundesregierung
und ihren Auftraggebern, ein Dorn im
Auge. So erklärt sidr auò, daß an der
EÍnstellung.der,Deutsdren Jugend des

Ostens" zum Verbot des Angriffskrieges
etwa und zu den dêmokratischen Redrten
Zweifel der Bundesregierung niemals laut

geworden sind. So erklärte sidr, daß die
O.lO ¡aftrtiAt Hunterttausende für ihre
revandristisdre Hetze erhält, der demo-
kratisdre Dad¡verband von fast einer hal'
ben Million Studenten in der BRD, der
VDS, dagegen \einen Pfennig.
Die Bundesregierung sdreint den gefähr'
lidren Traum von einem VDS zu träumen,
wie ihn sidr die CDU/CSU-Regierungen
in den 50er und frühen 60er Jahren hiel'
ten, von eigem VDS, der sidr sein Geld
mit der Erfüllung von Regieruñgsaufträ'
gen verdient. So wie der VDS lange
Jahre mit,,Berlinseminaren", organisier-
tem Mauertourismus, Brandreden zum
l?. Juni und Erledigung von Spitzel'
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Politik des Kalten Krieges und des Anti'
kommunismus diente, mödrte diese Bun'
desregierung ihn heutè am liebsten wie-
der einsetzen, um die Uhren in Europa
nodr einmal zurüdczudrehen. In diese-m

Sinne hat am 9. Mai DohnanYi vom VDS
verlangt, er solle erklären, daß West'
berlin (Dohnanyi: ,Unser Berlin') ein Teil
der BRD sei, und in Verhandlungen "mit
der östlidren Seite" auf der EÍnbeziehung
Westberlins in alle bilateralen Abkom'
men über die internationale Zusammen-
arbeit bestehen, ,A,ndernfalls, so gab Doh-
nanyi unverblümt zu erkennen, sei an
Wiederfinanzierung nidrt zu denken. Mit
anderen Worten: Bedingûng für die Wie'
derfinanzierung ist, daß der VDS'das vier''
seitige Abkommen über Westberlin miß-
adrten und die völkerredrtliô niôt legi'
timierten Vertretungsansprüóe der Bun'
desregierung unterstützen soll. Der VDS,
der sidr bereits seit Jahren um die Uber'
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Beziehungen zu den Studenten der sozia-
listisdren Länder bemüht hat; als Werk-
zeug friedensfeindlidrer Pläne - eine
abenteuerlidre Vision bestimmter Kräfte,
die den Realitäten immer noó nidrt
Redrnung tragen wollen.
Diese Erpressungspoli'tik der Bundesre-
gierung gegenüber dem VDS Paßt zur
Politik des Lohnraubs und der sozialen
Demontage, zur Verweigerung dei Mit'
bestimmung und jeglidrer demokratisdter
Reform, sie bildet eine Einheit mit dem

versdr$rften Abbau demokratisóer
Redrte.
Dodl diese Erpressungspolitik ist zutiefst
illusionär: Sdron 4 Jahre lang, seit 1969'

hat der VDS bewiesen, daß für ihn die
finanzielle Förderung durdr die Bundes'
regierung keine Lebensfrage ist. Der VDS
wird, wie der VDS-Vorstand in einer
Erklärung vom 10, Mai betont hat, "ge-'
stützt auf die Kampfbereitsdraft und die
Mitgliedsbeiträge der Studentensdraften"
seine Arbeit weiter vorantreiben. Der
VDS ist kein geeignetes Objekt fär Er'
pressungsversudhe der Bundesregierung'
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Im Februar findet eine Urabstimmung
statt; von 6979 Studenten stimmen 6679
(96 Prozent der abgegebenen, mehr als

160 Prozent der Gesamtstudentensdtaft)

Jrtir die Rüd<meldung zum alten Betrag' von 73 DM. 60 Prozent der Marburger
Studenten sind Bafög:Empfänger (Hödtst-
satz 420 Mark).
Am 3. Mai findet die größte Vollver-
sammlung in der Gesdridrte der'Marbur-
ger Studentenbewegung statt. 3000 Stu-
denten fordern sofortige Rüdcmeldung für
73 DM, sie bestätigen die Politik des,
von Spartakus und SHB getragenen ASIA.
Die diversen maoistisdren Gruppen kön-
nen gerade 150 Stimmen auf sidr ver-
einigen.
Unter der Marburger Bevölkerung wer-
den mehrere tausend Solidaritäts-Unter-
sdrriften gesammelt, Gewerksdraften, DKp
und SDAJ, audr der Unterbezirk der SPD
erkläreri ihre Unterstützung.
Am 6. Mai findet die úisher größte
Demonstration iu Marburg statt: 600¡ Stu-
denten, Sdrüler und. Wérktätige gehen
auf die Straße.
4373 Kommilitonen zahlen den alten Be-
trag von 73 DM ein - trotz Exmatriku-
lationsdrohungen und Ankündigung von
anderen Repressionen, besondeis in den
NC-Fädrern. Der Kultusminister jedodr

kann seine Drohung, alle zu exmatriku-
lieren, die 73 DM bezahlt hatten, nidtt
wahrmadren. 4373 sind sogar ihm zuviel.
Er. verlängert die Rüd<meldefrist bis zum
7. Juni, in der Hoffnung, daß die Kampf-
front bis dahin abbrödcelt.
Antwort der Studenten: Ein dreitägiger
Streik an allen Fadrbereidren.

Die Probleme
und w¡e sie gelöst wurden
Daß der Sozialkampf zur größten Mas-
senbewegung an der Marburger Uni wer-
den sollte, daran glaubte an Anfang kaum'
jemand. .Der Anfang der Kampagne ge-
staltete sidr äußerst sdtwierig. aus zwei
Gründen:

- Bei vielen Studenten, und audr bei
Spartakusmitgliederp ist die Unsióerheit
groß: Was können wir, die Marburger
Studenten, wirklidt durdlsetzen? Ist es
möglidr, den Drud< auf den Kultus-
minister so stark werden.zu lassen, daß
er zum Nadrgeben gezv¡ungen werden
kann?

- Es bestehen Zweifel, ob die Erböhung
der Sozialbeiträge um 3l;50 DM eine sol-
dre Empörung hervorgerufen hat, die
groß genug ist, um die Kampfbereitsdraft
der Studenten zu wedren.

I

Lohnt sidr der Kampf? Diese Frage wird
nidrt nur in Marburg gestellt. Viele
Sdrwierigkeiten,'Massenaktionén zu
initiieren haben hier ihre Ursadre. ,In
dieser Skepsis spiegelt sidr ja durdraus
eÍne ridrtige Erkenntnis wider, nämlidt
daß die Studenten ohne das Bündnis mit
der Arbeiterklasse ihre Interessen nidrt
durdrsetzen können. Dodr die einzig ridr-
tige politisdre Sôlußfolgerung aus dieser
Erkenntnis, daß die Studenten ihren Mas-
senkampf dazu benutzen müssen, ent-
steht nidrt spontan. Spontan wird sidt
eher Resignation oder sektiererisdrer Vo-
luntariimus einstellen. Also ist es unsere
Aufgabe, wie auf dem 2, Bundeskongreß
des MSB Spartakus formuliert wurde, da-
für zu arbeiten, daß "die Aktionen der
Studenten von dem Ziel bestimmt sind,
die Gleidrgeri&tetheit der Interessen auf-
zuzeigen, Verständnis und Unterstützung
der arbeitenden Bevölkerung für die For-
derungen der fortsdrrittliòen Studenten
zu wed<en." Heißt es darüber in dem
Artikel über die Aufgaben des MSB nadt
dem 2. Bundeskongieß in den letzten
roten blättern. Daß es gelungen ist, diese
Aufgabenstellung in Marburg praktisdt
wirksam .werden zu lassen, garantierte
maßgeblidr den Erfolg des Marburger
Sozialkampfes.

ilar[tlrugr $luilelller im $olialltamnl

$o Iltiril's uolllrG[l!
Anfang des Jahres besdrlieBt der hessische Kultus- burg lür das Sorrmereêmesler yon 73,; DM auf
mlnlsler von Fr¡edeburg, dle Sozlâlbeiträge ln Mar- 104,50 Dll.
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1969 sperrte die Bundesreg¡erung dem Verband deut'
idtãr'Sru¿entenscfiaften fegllcñé weiler'e li'nanzielle
Unterstützung. Revandllsten-Organisalionen wie dle
Deutsclre Jugend des Ostens iurden und werden
Ívelter gelörd-ert. Willy Brandts Reglerung i¡bernahm
diesen Éesclriu8 des kabinetts Kieslnger. Dle Prote¡te

Pnliti$Ghe lrRrg$$tlllu!

mehrten slctr. Dle Bundesreglerung lud Anfang tfql
;ññm-cespräcñ mlt dem vds. lÚas dabel herau¡'
kam ist bekanht: Yorläuf¡g lmmer nodl keln Geld filr
den vds. Der Verlaut des Gesprädrs und selne Vor'
gesch¡cñte sind htldrst lnteressanl.

Arri 10. 4. 1970 auf Sdrloß Sdrwanberq
bei Kitzingen hatie der damalige wie
heutige - parlamentarisdre Staatssekre'
tär im Bundesministerium für Jugend' Fa'
milie :und Gesundheit,, Westphal, den

Bayerisifien Jugendring wissen lassen:

Dié Bundesregierung erwartet vom VDS

,keinerlei Ergebenheitserklärungen' t was
man erwarte¡ sei ein ,,VDS mit intakter
Satzung und Vorstand". Niemand habe

itärkeres Interesse an einem 'einheitli'
dren, funktionsfähigen Studentenverband"
als die Bundesregierung.
Hätte es nodr eines weiteren Beweises
bedurft, die 25. Mitgliederversammlung
des VDS im März 1973 hat ihn erbradtt:
intakter, funktionsfähiger und sdtlag-
kräftiger ist der VDS nie gewesen' Am
9. Mai, bei dem GesPrädr, zu dem die
Bundesminister für Familie, Jugend und
Gesundheit sowie für Bildung und.Wis'
sensdraft, Fodse und von Dohnanyi, den

VDS gebeten hatten, hätte die Bundes'
regierung Gelegenheit gehabt, ihr Ver'
hältnis zum VDS endlidr zu bereinigen'
mit der Diskriminierung des demokrati'
sdren Dadrverbands der Studenten der
Bundesrepublik endlidr Sdrluß zu rùadren.

Dodr die Bundesregieung sdreint nidtt
bereit, sidr mit den politisdren Realitäte¡
des Jahres 19?3 abzufinden: als Preis
für die Wiederaufnahme seiner finanziel-
len Förderung mödrte sie vom VDS nidtts
geringeres als die Aufgabe der von ihrr
ùerfoigten Politik der konsequenten stu-

dentisdren Interessenvertretung und des

aktiven Eintretens für den gesellsdtaft'
lidren Fortsd¡ritt, für Frieden und Ent'
spannung verlangen.
Sie mödrte den VDS finanziell fördern -
dann, wenn er sidr zum regierungsfrom-
men staatstragenden Verband (zurüdc-)

entwi&elt hat. P o liti s ch e Erp re s'
sung ist der einzig passende Ausdrud<
fär das Vorgehen der Bundesregierung
dem VDS gegenüber beim "Gesprädt' 

am

9. Mai 1973.
Was sonst, wenn nidrt politisdre Erpres'
sung, ist es,

- wenn Bundesministerin Fodce ver-
langt, der VDS solle die von der Mit-
glieãerversammlung getroffene Fe.ststel'
iung, daß audr diese Bundesregierung
keine an den Interessen der Mehrheit
der Bevölkerung orientierte Politik, son-

dern Politik im Dienste des Großkapitals
betreibt, zurüdcnehmen¡

"- wenn vom VDS verlangt wird, die in
der BRD bestehenden HerrsdraftsverhäIt-
nisse nidrt mehr beim Namen zu nenneni

- wenn Bundesminister von Dohnanyi
vom VDS verlangt, er solle erklären, die
auf dem Wege zu Frieden und Ent'
spannung in Europa erzielten Fortsd¡ritte
seien wesentlidr der Bundesrepublik
Deutsdrland und der Bundesregienrng zu
verdanken und nidrt, wie e$ der histori-

sdren Wahrheit entspridrt, der aktiven
Friedenspolitik der SU und der übrigen
Staaten ãer sozialistisdren Gemeinsdlaft
und dem Kampf der friedliebenden Kräf-
te in der BRD.

Was .bislang immer hinter Zweifel an
dem angeblidr ungeklärten Verhältnis
des VDS zur freiheitlidr demokratisd¡en
Grundordnung und sdreinheiligen Erkun-
digungen naô der innerverbandlidren
Struktur des VDS verborgen worden war,
hat die Bundesregierung damit endlidt
offen zúr Spradre gebradrt: Das unbeirrte
Eintreten des VDS für Frieden und Ent'
spannungr der Kampf der Studenten an
der Seite der Arbeiterklasse für ihre
demokratisdren Interessen, für den gesell'
sdraftlidren Fortsdrritt, die Stoßridttung
der Politik des VDS gegen die Madtt des
Großkapitals sind der Bundesregierung
und ihren Auftraggebern, ein Dorn im
Auge. So erklärt sidr auò, daß an der
EÍnstellung.der,Deutsdren Jugend des

Ostens" zum Verbot des Angriffskrieges
etwa und zu den dêmokratischen Redrten
Zweifel der Bundesregierung niemals laut

geworden sind. So erklärte sidr, daß die
O.lO ¡aftrtiAt Hunterttausende für ihre
revandristisdre Hetze erhält, der demo-
kratisdre Dad¡verband von fast einer hal'
ben Million Studenten in der BRD, der
VDS, dagegen \einen Pfennig.
Die Bundesregierung sdreint den gefähr'
lidren Traum von einem VDS zu träumen,
wie ihn sidr die CDU/CSU-Regierungen
in den 50er und frühen 60er Jahren hiel'
ten, von eigem VDS, der sidr sein Geld
mit der Erfüllung von Regieruñgsaufträ'
gen verdient. So wie der VDS lange
Jahre mit,,Berlinseminaren", organisier-
tem Mauertourismus, Brandreden zum
l?. Juni und Erledigung von Spitzel'
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Politik des Kalten Krieges und des Anti'
kommunismus diente, mödrte diese Bun'
desregierung ihn heutè am liebsten wie-
der einsetzen, um die Uhren in Europa
nodr einmal zurüdczudrehen. In diese-m

Sinne hat am 9. Mai DohnanYi vom VDS
verlangt, er solle erklären, daß West'
berlin (Dohnanyi: ,Unser Berlin') ein Teil
der BRD sei, und in Verhandlungen "mit
der östlidren Seite" auf der EÍnbeziehung
Westberlins in alle bilateralen Abkom'
men über die internationale Zusammen-
arbeit bestehen, ,A,ndernfalls, so gab Doh-
nanyi unverblümt zu erkennen, sei an
Wiederfinanzierung nidrt zu denken. Mit
anderen Worten: Bedingûng für die Wie'
derfinanzierung ist, daß der VDS'das vier''
seitige Abkommen über Westberlin miß-
adrten und die völkerredrtliô niôt legi'
timierten Vertretungsansprüóe der Bun'
desregierung unterstützen soll. Der VDS,
der sidr bereits seit Jahren um die Uber'
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Beziehungen zu den Studenten der sozia-
listisdren Länder bemüht hat; als Werk-
zeug friedensfeindlidrer Pläne - eine
abenteuerlidre Vision bestimmter Kräfte,
die den Realitäten immer noó nidrt
Redrnung tragen wollen.
Diese Erpressungspoli'tik der Bundesre-
gierung gegenüber dem VDS Paßt zur
Politik des Lohnraubs und der sozialen
Demontage, zur Verweigerung dei Mit'
bestimmung und jeglidrer demokratisdter
Reform, sie bildet eine Einheit mit dem

versdr$rften Abbau demokratisóer
Redrte.
Dodl diese Erpressungspolitik ist zutiefst
illusionär: Sdron 4 Jahre lang, seit 1969'

hat der VDS bewiesen, daß für ihn die
finanzielle Förderung durdr die Bundes'
regierung keine Lebensfrage ist. Der VDS
wird, wie der VDS-Vorstand in einer
Erklärung vom 10, Mai betont hat, "ge-'
stützt auf die Kampfbereitsdraft und die
Mitgliedsbeiträge der Studentensdraften"
seine Arbeit weiter vorantreiben. Der
VDS ist kein geeignetes Objekt fär Er'
pressungsversudhe der Bundesregierung'
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DEzu Christfried Seifert, Vorsitzender
des MSB: ,Der 2, Bundeskongreß und die
Ausführungen im Hauptreferat, dort wo
es heißt, da8 unsere Aktisnen nur dann
sinnvoll sind, wenn Parolen und Aktions-
formen so gewählt sind, daß sie von der
Arbeiterklasse und der übrigen werktåti-
gen Bevölkerung verstanden werden,
wenn der Zusammenhang zwi5dren ihrer
Lage und den Forderungen der fortsdrritt-
Iidren Studenten deutlidr wird, hat in
den Diskussionen der Leitungsorgane des
Spartakus bei der Konzipierung der Ak-
tionen sdron eine große Rolle gespielt.
Wir müssen allerdings feststellen, daß
diese Orientierung den Mitgliedern nodr
nídrt ausreidrend vermittelt war. Das
hatte zum Teil ganz banale Ursadren,
z, B. führten die Semesterferien dazu, daß
die Diskussion über den 2. Bundeskongreß
zu kurz kam, Die Relevanz dieses Kon-
gresses für die politisdre Praxis des Hodr-
sdrulkampfes ist deshalb vielen Genossen
erst im Verlauf des Sozialkampfes deut-
lidr geworden.

Es gab audr einige Skepsis, was die
realen Möglidrkeiten angeht, die Bevöl-
kerung für die Forderungen der Studen-
ten zu gewinnen. Als die Einwohner Mar-
burgs dann Resolutionen gegen die Erhö-
hung wirklidr untersdrrieben, war das für
viele Studenten und audr für unsere Ge-
nossen eine widrtige Erfahrung.
Ahnlidr gro8 war die Skepsis, als, wir die
Aufgabe stellten, audr unòrganisierte
Kommilitonen für eine aktive Mitôrbeit
bel der Konzipierung utrd Vorbereitung
der versóiedenen Aktlonen zu gewin-
nen.'

Dodr audr diese Skepsis war fehl am
Platze. Zu Beginn des Sozialkampfes fan-
den an vielen Fadrbereidren öffentlidre
teadr-ins, Veranstaltungen von Sparta-
kus-Sektionen statt. Von diesen tead¡-ins
gingen oft die Impulse zur GrüLndung von
Arbeitsgemeinsôaften und Fadrsdrafts-
aktivs aus, die zum Teil eine hohe Kon-
tinuitilt in ihrer Arbeit entwickelten. Ein
Sdrwerpunkt in ihrer Tätigkeit wurde die

"Stadtagitation'. Einzelne Aktivs teilten
untereinander die Stadtbezirke auf. Die
Mediziner gingen im weißen Kittel auf
die Straße. Ihnen gelang es, 80 Prozent
der Arbeiter und Angestellten der Uni-
kliniken, insgesamt mehrere Tausend, zur
Untersdrrift zu bewegen. Vor einer Kli-
nik wurde z. B. ein etwa 2 Meter hohes
Plakat aufgestellt, das auf die Paralleli-
tät von steigenden Lebensmittelpreisen,
Mieten, Gas- und Strompreisen etc. und
steigenden Wohnheimmieten, Mensaprei-
sen und Sozialbeiträgen hinwies. Wörtlid¡
hieß es auf dem Plakat: ,Der NC trifft
jeden (auf einen praktisdren Arzt 1700
Einwohner, ein Kinderarzt auf 31 000 Ein-
wohner, überfüllte Wartesäle, lange War-
tezeiten, "3-Minuten-Medizin') , .. Des-
halb demonstrieren wir audr für Ihre
Interessen.' Die Psydrologen renovierten
während des Streiks einen ganzen Kin-
derspielplatz. In der ,streikpresse'
sdrrieben sie darüber: ,Wir haben'mit
vielen Passanten und anliegénder Bevöl-
kerung (Hausbesudre) spredren und sie

für un3eren Kampf gewinnen können '. '
Es zeigt sid¡, daß Aktionen, die gezielt
die Interessèn der Studenten mit denen
der Bevölkerung aufieigen, durdraus Er-
folg haben und sinnvoll sind."
Voraussetzung für dfese Erfolge ist aller-
dings, daß über Ziel und Inhalt studenti-
sd¡er Aktionen Klarheit herrsdrt. In Mar-
burg wurde vor und während des Sozial-
kampfes aui den Spartakus-MVs über die
Einordnung und den Stellenwert des So-
zialkampfes im Rahmen des antimono-
polistisóen Kampfes, über den Charakter
des studentisdren Streiks gründlidr dis-
kutiert- Diese grundsätzlidr politisdre
Diskussion war die Vorbedingung, um
audr ganz praktisdre Fragen ridrtig lösen
zu können. So konnte die Relevanz der
Erhöhung der Sozialbeiträge den Studen-
ten dann vermittelt werden, als diese
Maßnahme in den politisdren Zusammen-
hang einer auf der ganzen Linie reaktio-
nären Bildungs- und Hodrsôulpolitik der
herrsdrenden Klasse qestellt werden -konnte. Die Empörung túer diese einzel-jl
ne Maßnahme allein hätte nodr nidrt aus- -
gereidrt, um dÍe Kampfbereitsdraft der
Studenten zu wedren.
,Die 31,50 DM", hieß es in der Streik-
presse, ,ist jedodr kein isolierter Akt der
Kultusbürokratie. Sdron unmittelbar er-
geben sidr Zusammenhänge: Auf Kosten
dor Studenten soll das Defizit des Studen-
tenwerks gededrt werden¡ Mensapreise
und Mieten sdrnellen gleidrfalls in die
Höhe. Bafög wird bis l9?5 eingefroren.
Und das zu einem völlig unzureid¡enden
Satzl Diese soziale Misere ist nur ein
Aussdrnitt der materiellen Hodrsdrul-
misere, Personal- und Ausbaustopp in
Fnessen, .,;unzumutbare Arbeitsbedin-
gungen ,.. NC für immer weitere Studien-
gänge. 31,50 DM - das ist ein Stüdr
Bildungsnotstand sdrledrthin, Denn in den
anderen Bereidren des Bildungswesens
sieht es nidrt anders aus. Sdrüler, Eltern,
Lehrer, Studenten, Lehrlinge sind die Be-
troffenen. Ftir die Bildung sei kein Geld
da, hört man von der Landesregierung.
Dodr was uns da als ,Saùzwang. pl'å-
sentiert wird, ist eine Politik im Inter-
esse der Großkonzerne mit Milliarden
Kapitalsubvention, mit Steuervergünsti-
gung für die Monopole, mit aufgebläh.
tem Polizeiapparat und Rüstungspriori-
tät," Dazu Ulla Nietsdr, Vorstandsmit-
glied MSB Marburg: "Wir haben gesagt,
wenn wir den Kampf gegen die Erhöhung
nid¡t aufnehmen, dann ist das ein Frei-
brief für die herrsdrende Klasse, für die
Kultusbürokratie, alle Kosten auf die
Studenten und im weiteren auf die Sdrul-
tern der arbeitenden Bevölkerung abzu-
wälzen. Wenn wir uns gegen die Erhö-
hung niôt lvehren, wird man morgen
versudren, weitere reaktionäre Maßnah-
men durd¡zusetzen.'
Die Marburger Spartakisten verzidrteten
in keÍnem Augenblidr darauf, die Ur-
sadren für die Erhöhung der Sozialgebüh-
ren, für die materlelle Misere insgesamt
aufzuzeigen. Der Aufforderung des 2. Bun-
deskongresses, in der Aktion eine über-
zeugende Kapitalismuskritik zu leisten,
wurde Folge geleistet. Die Darlegung und
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Vermlttlung geselledraftlióer Zugammen-
hönge erwies óidr gleidrTeftig als mobfli-
sierendes Element ln de¡ Aktion, weil
damit au& die Möglidtkelten einês ge-
rùeinsamen Kampfes ôller Betroffenen
kapitaliotiodrer Blldr¡ngspolitlk, aleo nldrt
nur der Studenten deutlidr wurden. Dôzu
nodr einmal die Streikpresre: nNur die.
ser Sdtritt (dte Herrtellung des Btindnis'
ses mlt den Arbeltern und Angertellten
und lhren Organlsationen) bringt den stu-
dentlsóen Kampf aus der Isollerung, ver.
mlttelt ihm Sdrlagkraft, Resonanz und
Perspektlve. Mit dlesem Sóritt reiht sid¡
der Sozlalkampf ein in dte fortedrritt.
ttdren Aktionen gegen den materlellen
und polltlsdren Eildungsnotstônd, mít dl¬.
sem Sörltt allein wird der abgtrakte Aú.
spruÖ eln¬s Kampfes an der Seite der
Árbelterklasse weiterentwidcelt zu. einer
konkreten, erfolgversp¡edrenden Praxis.
Btindnisarbeit ist Aufgabe Jedes Studen-
ien.'

ñBündnisarbeit í8t Aufgôbe jedes Studen-
ilten, díese Feststellun! etand nidrt nur

'auf dem Papler. Dte vielfåltigen Formen
der Stadtagttatlon, die Initlatlve der Stu-
'denten, dle Phantasle, dle sle in der Ak-
.tlon entwldcelten, bewelsen es.

Wíe konkret und praktledr w¡rksam dÍe
Eegd¡lllsse des 2. Bundeskongresses seÍn
können, zeigt sidr an der Anlage und
Durdrflibrung der Marburger Streiko. In
Hamburg auf dem Kongreß wurde ge-
sagts ,Studentisóe Streiks eind kein
ökonomÍ¡dres Dru&mittel, sofldern eine
polítieôe Demonetration des einheitlidten
und gesdrlossenen Auftretens der Studen-
ten für lhre Forderungen. Strelks m{i8sen
dazu bettragen, neue Erkenntnisge und
Forderungen der Studentenbew¬gung her-
vorzubringen, Síe müs¡en ein Ausgangs-
punkt sein, uD die Studentenbewegung
politióó und ideologlsdr weiterzubringen.
Das erfordert den aktiven Streik, nid¡t die
Verweigerung der Arbeitskrôft, sondern

-.g¬rûde 
lhre Quallfikation, faúlidr und

l$o[tisdr, aktiven Streik in dem Sinne,-- daß während des Streiks die Studenten
sió bes¡er in die Lage versetzen, reaktio-
nåre Lehrlnhôlte zu bekåmpfen, indem
sie Alternattven zum Studienbetrleb dis'
kutieren und piaktlzi¬ren.'
Danadr wurde ln Marburg gehandelt,
,D¡¡ Leben selbst', die politlsdre Praxis
hat bewiegen, da8 die Konzeptionen des
MSB Spartakus ln b¬zug ôuf die Kampf-
fo¡men der Studentenbewegung ridrtíg
.lnd. Hler eintge Beirplel¬ fih das Pro.
grs¡trm ôm zweiten Streiktag: Fad¡bereidr
05. Ab I Uhr Seminatagttation, 10 Uhr
Treffpunkt der Arbeltsgruppen: 1) Ge-
sdttdrte de¡ St¡elks und utikapltalisti-
sòe Kampfformenr 2) Sozialkampft Kon.
krete Mögltdrkeiten..3) Lage der Intellt-
genz' Kl¡¡senanalys¬, Blldungsökonomie.
4) Dae marxlstisôe Me¡sdrenbtld - Kon.
sequenz¬n flir die Wi¡sengd¡aft¡ Fadr-
bereió l0: l0 Uhr Ltnguisttk und Fremd-
spradrenlehrerausblldung, 10 Uh¡ AG Be-
rufepiaxis, ll Uhr AG demokratiedte
Studlen¡eform, ll Uhr AG Bildungsöko-
noDle.
AD 16. Mal wu¡de auf de¡ Vollvers¡mn-

Dl¡lru¡don ln l¡drm s¡mln¡r,...
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DEzu Christfried Seifert, Vorsitzender
des MSB: ,Der 2, Bundeskongreß und die
Ausführungen im Hauptreferat, dort wo
es heißt, da8 unsere Aktisnen nur dann
sinnvoll sind, wenn Parolen und Aktions-
formen so gewählt sind, daß sie von der
Arbeiterklasse und der übrigen werktåti-
gen Bevölkerung verstanden werden,
wenn der Zusammenhang zwi5dren ihrer
Lage und den Forderungen der fortsdrritt-
Iidren Studenten deutlidr wird, hat in
den Diskussionen der Leitungsorgane des
Spartakus bei der Konzipierung der Ak-
tionen sdron eine große Rolle gespielt.
Wir müssen allerdings feststellen, daß
diese Orientierung den Mitgliedern nodr
nídrt ausreidrend vermittelt war. Das
hatte zum Teil ganz banale Ursadren,
z, B. führten die Semesterferien dazu, daß
die Diskussion über den 2. Bundeskongreß
zu kurz kam, Die Relevanz dieses Kon-
gresses für die politisdre Praxis des Hodr-
sdrulkampfes ist deshalb vielen Genossen
erst im Verlauf des Sozialkampfes deut-
lidr geworden.

Es gab audr einige Skepsis, was die
realen Möglidrkeiten angeht, die Bevöl-
kerung für die Forderungen der Studen-
ten zu gewinnen. Als die Einwohner Mar-
burgs dann Resolutionen gegen die Erhö-
hung wirklidr untersdrrieben, war das für
viele Studenten und audr für unsere Ge-
nossen eine widrtige Erfahrung.
Ahnlidr gro8 war die Skepsis, als, wir die
Aufgabe stellten, audr unòrganisierte
Kommilitonen für eine aktive Mitôrbeit
bel der Konzipierung utrd Vorbereitung
der versóiedenen Aktlonen zu gewin-
nen.'

Dodr audr diese Skepsis war fehl am
Platze. Zu Beginn des Sozialkampfes fan-
den an vielen Fadrbereidren öffentlidre
teadr-ins, Veranstaltungen von Sparta-
kus-Sektionen statt. Von diesen tead¡-ins
gingen oft die Impulse zur GrüLndung von
Arbeitsgemeinsôaften und Fadrsdrafts-
aktivs aus, die zum Teil eine hohe Kon-
tinuitilt in ihrer Arbeit entwickelten. Ein
Sdrwerpunkt in ihrer Tätigkeit wurde die

"Stadtagitation'. Einzelne Aktivs teilten
untereinander die Stadtbezirke auf. Die
Mediziner gingen im weißen Kittel auf
die Straße. Ihnen gelang es, 80 Prozent
der Arbeiter und Angestellten der Uni-
kliniken, insgesamt mehrere Tausend, zur
Untersdrrift zu bewegen. Vor einer Kli-
nik wurde z. B. ein etwa 2 Meter hohes
Plakat aufgestellt, das auf die Paralleli-
tät von steigenden Lebensmittelpreisen,
Mieten, Gas- und Strompreisen etc. und
steigenden Wohnheimmieten, Mensaprei-
sen und Sozialbeiträgen hinwies. Wörtlid¡
hieß es auf dem Plakat: ,Der NC trifft
jeden (auf einen praktisdren Arzt 1700
Einwohner, ein Kinderarzt auf 31 000 Ein-
wohner, überfüllte Wartesäle, lange War-
tezeiten, "3-Minuten-Medizin') , .. Des-
halb demonstrieren wir audr für Ihre
Interessen.' Die Psydrologen renovierten
während des Streiks einen ganzen Kin-
derspielplatz. In der ,streikpresse'
sdrrieben sie darüber: ,Wir haben'mit
vielen Passanten und anliegénder Bevöl-
kerung (Hausbesudre) spredren und sie

für un3eren Kampf gewinnen können '. '
Es zeigt sid¡, daß Aktionen, die gezielt
die Interessèn der Studenten mit denen
der Bevölkerung aufieigen, durdraus Er-
folg haben und sinnvoll sind."
Voraussetzung für dfese Erfolge ist aller-
dings, daß über Ziel und Inhalt studenti-
sd¡er Aktionen Klarheit herrsdrt. In Mar-
burg wurde vor und während des Sozial-
kampfes aui den Spartakus-MVs über die
Einordnung und den Stellenwert des So-
zialkampfes im Rahmen des antimono-
polistisóen Kampfes, über den Charakter
des studentisdren Streiks gründlidr dis-
kutiert- Diese grundsätzlidr politisdre
Diskussion war die Vorbedingung, um
audr ganz praktisdre Fragen ridrtig lösen
zu können. So konnte die Relevanz der
Erhöhung der Sozialbeiträge den Studen-
ten dann vermittelt werden, als diese
Maßnahme in den politisdren Zusammen-
hang einer auf der ganzen Linie reaktio-
nären Bildungs- und Hodrsôulpolitik der
herrsdrenden Klasse qestellt werden -konnte. Die Empörung túer diese einzel-jl
ne Maßnahme allein hätte nodr nidrt aus- -
gereidrt, um dÍe Kampfbereitsdraft der
Studenten zu wedren.
,Die 31,50 DM", hieß es in der Streik-
presse, ,ist jedodr kein isolierter Akt der
Kultusbürokratie. Sdron unmittelbar er-
geben sidr Zusammenhänge: Auf Kosten
dor Studenten soll das Defizit des Studen-
tenwerks gededrt werden¡ Mensapreise
und Mieten sdrnellen gleidrfalls in die
Höhe. Bafög wird bis l9?5 eingefroren.
Und das zu einem völlig unzureid¡enden
Satzl Diese soziale Misere ist nur ein
Aussdrnitt der materiellen Hodrsdrul-
misere, Personal- und Ausbaustopp in
Fnessen, .,;unzumutbare Arbeitsbedin-
gungen ,.. NC für immer weitere Studien-
gänge. 31,50 DM - das ist ein Stüdr
Bildungsnotstand sdrledrthin, Denn in den
anderen Bereidren des Bildungswesens
sieht es nidrt anders aus. Sdrüler, Eltern,
Lehrer, Studenten, Lehrlinge sind die Be-
troffenen. Ftir die Bildung sei kein Geld
da, hört man von der Landesregierung.
Dodr was uns da als ,Saùzwang. pl'å-
sentiert wird, ist eine Politik im Inter-
esse der Großkonzerne mit Milliarden
Kapitalsubvention, mit Steuervergünsti-
gung für die Monopole, mit aufgebläh.
tem Polizeiapparat und Rüstungspriori-
tät," Dazu Ulla Nietsdr, Vorstandsmit-
glied MSB Marburg: "Wir haben gesagt,
wenn wir den Kampf gegen die Erhöhung
nid¡t aufnehmen, dann ist das ein Frei-
brief für die herrsdrende Klasse, für die
Kultusbürokratie, alle Kosten auf die
Studenten und im weiteren auf die Sdrul-
tern der arbeitenden Bevölkerung abzu-
wälzen. Wenn wir uns gegen die Erhö-
hung niôt lvehren, wird man morgen
versudren, weitere reaktionäre Maßnah-
men durd¡zusetzen.'
Die Marburger Spartakisten verzidrteten
in keÍnem Augenblidr darauf, die Ur-
sadren für die Erhöhung der Sozialgebüh-
ren, für die materlelle Misere insgesamt
aufzuzeigen. Der Aufforderung des 2. Bun-
deskongresses, in der Aktion eine über-
zeugende Kapitalismuskritik zu leisten,
wurde Folge geleistet. Die Darlegung und
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nåre Lehrlnhôlte zu bekåmpfen, indem
sie Alternattven zum Studienbetrleb dis'
kutieren und piaktlzi¬ren.'
Danadr wurde ln Marburg gehandelt,
,D¡¡ Leben selbst', die politlsdre Praxis
hat bewiegen, da8 die Konzeptionen des
MSB Spartakus ln b¬zug ôuf die Kampf-
fo¡men der Studentenbewegung ridrtíg
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Uffenlllcfikeit getreten lst, wird lm
Juli dieses Jahres elnen Kongreß
zum Thema ,,Hodrsdtulgesetz-
gebung" durdrführen. Anmeldun-

Der Bund demokratlsdrer Wissen-
sdraftler, der im Yergangenen Jahr
mlt dem Kongreß ,,Wlssensdraft
und Demokratie" wieder an dle

Ð

Zu Beginn der 7. Legislaturperiode des Deutsdren Bundestages
ist die wissensöaftspolitisdre Situation in unserem Lande ver-
wirrender, widersprüdrlidrer und gefährlidter denn je zuvor'
Die Kräfte, die allenthalten einer frer¡ldbestimmten, demokra-
tisdr nidrt zu verantwortenden Indienstnahme und der Selbst'
prostituierung von Forsdrung und Lehre innerhalb und außer-
halb der Hodrsdrulen Vorsdrub leisten, sind audt durd¡ die
Bundestagswahlen vom 19, November 1972 nidrt in ihre Sdrran-
'ken verwiesen worden. Ihre offenen und verdedrten Eingriffe
in den an den Hodrsd¡ulen institutionalisierten Wissensdtafts-
prozeß nehmen zu. In gesdridrter Anpassung an die neue Lage.
hat der seinen Namen vergeblidr fùhrende ,Bund Freiheit der
Wissensd¡aft" seine Angriffe auf die unter den heutigen Ver'
häItnissen nur nodr durd¡ Demokratisierung audr der Binnen-
st¡uktur der Hodrsdrulen und Forsdrungsstätten zu verbürgende
Selbstbestimmung der Wissensdraft ausgeweitet. Symptomatisdt
ist die Zunahme der - oft sogar mit persönlidrer Diffamierung
ve¡bundenen -,,Berufsverbote" 

gegen demokratisôe Wissen'
sd¡aftler. Mit .dieser gegenaufklärerisdren Praxis, die sid¡ auf
den redrts- und verfassungswidrigen, daher audr nid¡t durd¡

"Präzisierung" heilbaren Ministerpräsidentenbesdrluß vom 28.

Januar 1972 stützt, geht die Gegenreformation im Hodtsdtul-
redrt von Bund und Lä¡lde¡n einher. Die wenigen durdr edrte
Reformansätze gekennzeidrneten Hodrsdrulgesetze sollen rüd<:
sdrrittlich novelliert und/oder durdr den Bundesgesetzgeber
domestiziert werden¡ ein entspredrendes Netz. restriktiver
Staatsverträge, die das. Verhalten der Kultusbürokratien un-
mittelbar bestimmen, ist bereits im Entstehen begriffen. Unter-

-. 
stützt werden diese Vorhaben durdr 'eine breit angelegte

Jpublizistisdre Greuelpropaganda, die Mißstände an den Hodr--- 
sdtulen teils f¡ei erfindet, teils ihre wahren Ursadren vernebelt'
In dieser Situation veranstaltet de¡ Bund demokratisdrer. Wis'
sensdraftler, der seit seiner Wiederbegründung im Ansdtluß an
den Kongreß ,,Wissensdraft und Demokratie' im Sommer ver-
gangenen Jahres auf ein einjähriges Wirken zurüdrblidcen kann'

Vorstandsm¡tglled prof. KÍihnl auf dem Gründungekongre8 des
BdWI Im vorlgen Jahr ln Marburg

gen zu dlesem Kongreß nlmml def
BDïll¡, 355 Marburg, Postfacfi 1162
entgegen. Hier der lVorllaut des
Aufrufe:

einen neuen Kongreß, der unter dem Titel ,Hodrsdrulgesetz-
gebung't die alten und neuen Widersprüdte in der Bildungs-
politik analysieren, daraus Konsequenzen für das organisierte
Handeln der demokratisdren Wissensdraftler und auf die Hoò-
sdrulgesetzgebung Einfluß nehmen soll, in weldrer in den näù-
sten Monaten sdrwerwiegende Entsdreidungen fallen werden.
Der Bund demokratisdrer Wissensdraftler, der inzwisdren aud¡
mit zahlreidren örtlidren und, regionalen Sektionen in Ersdtei-
nung getreten ist, lädt alle Wissensdtaftler, die sidr an dieser
Bestandsaufnahme und an der Diskussion'der Ziele demokrati-
sdrer Wissensdraftspolitik beteiligen wollen, zu dem Kongreß
,,Hodrsdrulgesetzgebung" am 7. Juli 1973 und zu seiner öffent-
lictren Mitgliederversammlung am B, Juli in Köln'ein.
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Bund demokrotischer Wissen_schoftler lBdW¡l: Aufruf zum Kong
und zur M¡tgliederuersommlung om 7. und 8. Juli l9l5 in Köl
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H oc h sch u I g ese tzgeb u n g

Stuttgort
Zum Sternmarsdr ,Flir elne Wl$entdralt und Aurbtldung
lm Interesse der Studenten und der arbeltendcn Bovõlke-
rung" kamen am 7. Junl rund 5dl0 Sludcnten aur ganz
Baden-llìlürttemberg nadr Stuttgarl (trotz etrömenden Re-
gens), um lhre poslllven demokrall¡drcn Attematlwontcl-
lungen gegen das reakllonäre Lande¡hodrldrulgeûÇtz von
Hahn zu manlfestleren (vergl. audr 3.6)
Auf elner absdrlleOenden Kundgebung rpradren Steflen
Lehndorfl, slellvertrctender VorclEender de¡ MSB Sparta-
kus, eln Belrlebarat, Vertreler des BdWI, dqr Aktlon demo-
kratledrs Hoc|rschule und des vds.
Dlese, ¡n lhrer Qualltät und Brelte, er¡le Aktlon ln Baden-
Württemberg hât bewlesen,.da0 aul Grundlage demokratþ
sc*rer Zlele elne macfitvolle, lnhaltllcfi ausgerlcùtete Ak-
tlonselnhett mögllcfi let; - Im Gegensatz zu elner audt
noclr annähernd glelctî groScn Demonltrallon, dle glcldt-
zeltlg von versc$iedenen Sektlerergruppen v6ranslaltel
wurde, deren elnzlger Zusammenhalt allerdlngs eln ldilna-
leo Mlnlmalprogrâmm von Abwehrlordcrungen darstellle.
Hlerbel hatte der MSB Sparlakus enlsdreldenden Antcll.

Dûsseldotf
Ûber 4üÐ Studenlen, Asslstentên und andere Hodrsclrul-
angehörlge demonstrlerten am 6. Junl ln D¡¡sseldorf gegen
dle Hodrsdrulformierung ¡m Slnne des Monopolkapltals
durctr dle NRW-Kultuebllrokralle. Auf der Ab¡c|rlu8kund-
gebung spradren Vertteter der GEW, der Landes.Asten-
Konferenz, des SVI und de¡ vds.

Wiesboden
Anläßlidr der hesslsdren Haushalt¡beratung kamen am
7. Junl 2500 Marburger Studenten nadr Wlecbaden, um
dort lhre unveÌmlnderte Kampfbereltsc*talt ln lhrer Sozlaþ
kampagne für Belbehaltung der lmmatrlkulallonsgebi¡hr
von 73 DM zu dokumenlleren (vergl. S.9).
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lung erste Bilanz gezogen. Die Streik-
presse gab die Kriterien an für die Dis-
kussion. ,Aufgabe unseres Streiks rvar es,
unsere Forderungen nodr besser in der
arbeitenden Bevölkerung zu verankern,
unsere gemêinsamen Interessen aufzu-
zeigen und das Bùndnis zu verbreitern.
Aufgabe unseres Streiks war es, unsere
innere Einheit weiter zu festigen, nodr
mehr Kommilitonen für die aktive Ver-
tretung ihrer Interéssen zu gewinnen.
Aufgabe unseres Streiks war es, die Ein-
sidrt zu vertiefen,. daß es bei unserem
Kampf nidrt nur um 31,50 DM mehr oder
weniger geht, sondern um einen exem-
plarisdren Kampf gegen den materiellen
Bildungsnotstand überhauPt''

Exkur¡
Am Rande einige Bemerkungen zu einer
Marburger Randersdreinung: den Mao-
isten. Dazu Dietz von Mayering, ASIA'
Vorsitzender und Mitglied des Spartakus:
Nadrdem sie nodr im letzten Semester
jeglidren Kampf für die materiellen In'
teressen der Studenten als "ständisdr"verteufelt hatten, wurden sie jetzt durdr
die Bewegung gezwungen, sidr zu betei'
ligen. Ihre Position sah so aus: Der AStA
madrt sowieso eine falsdre Politik, also
muß der Kampf mit einem Mißerfolg
enden, also besdrworen sie dauernd das
Sdreitern der Aktion. Objektiv war das
nidrts anderes als das Abwiegeln der

Bewegung. Eine Konzeption für die Ak-
tion fehlte. Während wir aus der Uni raus
gingen, um jeglidre Isolierung zu ùber-
winden, redeten sie davon, man müsse
die Uni-Verwaltung besetzen, man müsse
die Studenten daran hindern, sidr für den
erhöhten Betrag einsdrreiben zu lassen'
Wenn sie sidr durógèsetzt hätten. wäre
die Bewegung zugrunde gegangen' Daß
die Streikaktionen in Heidelberg gegen
das Landeshodrsdrulgesetz gesdreitert
sind, dort wird der ASIA von der mao-
istisdren Gruppe NRF gestellt, sdreint
åihntidre Ursadren zu haben.'

*
In Marburg bestätigte sidr die Einsôät'
zung der 2. Bundesvorstandstagung dés
Spartakus, das Ziel studentisdrer Aktio-
nen, Verständnis und Unterstützung in
der Bevölkerung zu erreidren. darf niôt
nur den MSB allein besdräftigen. Es muß
zum Ziel aller beteiligten Studenten wer-
den. Dadurdr wird nid¡t nur erreidrt, daß 4 ,

die Initiative der Massen gewedrt wird, l)'i
z. B. bei der Gestaltung von Flugblättern.
Info-Ständen etc., mit denen die Studenten
sidr an die Bevölkerung wenden, damit
bekommen audr die Studenten selbst die
Kriterien in die Hand, die es ihnen
erlauben, die Politik der Sektierer ridttig
einsdrätzen zu könneri.
Die Erfahrung der Marburger Sparta-
kisten zeigt uns, daß es notwendig ist'
die Forderungen und Konzepte vor den
Studenten zu erläutern, sie zu begründen,
ausgehend von der Rolle der Studenten-
bewegung im demokratisôen Kampf, aus-
gehend von der Entwid<lung des politi-
sdren Kräfteverhåltnisses in der BRD'
Wenn dieses beadrtet wird, dann ist es

keinesfalls mehr so, daß der Sozial-
kampf kein geeignetes Mittel zur poli-
tisdr-ideologisdren Weiterentwidclung der
Studentenbewegung wäre.
Wenn audr eine ausführlidre politisòe
Einsúätzung des Sozialkampfes nodr

l*i ",:ili"',.îË" 
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ihrer Aufgabe, den Sozialkampf an ihrem
Fadrbereid¡ auf der Basis der MV-Be'
sdrlüsse selbständig zu führen, zum gro'
ßen TeiI geredrt geworden. Dazu Chari
Götze (MSB Vorstand): "Man kann, glau'
be idr, sagen, daß viele Studenten ge-
merkt haben, daß niòt zufällig die Spar'
takus-Konzeption für den Sozialkampf die
ridrte war, sondern daß das audr für die
Ridrtigkeit der grundsätzlidren politisóen
Linie des Spartakus spridtt."
Kritisdr wurde angemerkt, daß bei einer
gründlidreren Auswertung des 2. Bun-
deskongresses einige Probleme von vorn-
herein hätten gelöst werden können, de'
ren Lösung in der Aktion selbst mit grö-
ßeren Sdrwierigkeiten verbunden tvareû.
Christfried Seifert meinte dazu: "Mit der
Untersdrätzung der Bedeutung zentraler
Besdrlüsse und Dokumente ist es bei uns
vorbei. Wo nod¡ Unklarheiten übe¡ deren
Bedeutung vorhanden waren' sind sie
durdr die Ergebnisse des 2. Bundeskon'
gresses und die Relevanz dieser Ergeb-
nisse für unseren ¡(amPf beseitigt wor'
den."
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Uffenlllcfikeit getreten lst, wird lm
Juli dieses Jahres elnen Kongreß
zum Thema ,,Hodrsdtulgesetz-
gebung" durdrführen. Anmeldun-

Der Bund demokratlsdrer Wissen-
sdraftler, der im Yergangenen Jahr
mlt dem Kongreß ,,Wlssensdraft
und Demokratie" wieder an dle

Ð

Zu Beginn der 7. Legislaturperiode des Deutsdren Bundestages
ist die wissensöaftspolitisdre Situation in unserem Lande ver-
wirrender, widersprüdrlidrer und gefährlidter denn je zuvor'
Die Kräfte, die allenthalten einer frer¡ldbestimmten, demokra-
tisdr nidrt zu verantwortenden Indienstnahme und der Selbst'
prostituierung von Forsdrung und Lehre innerhalb und außer-
halb der Hodrsdrulen Vorsdrub leisten, sind audt durd¡ die
Bundestagswahlen vom 19, November 1972 nidrt in ihre Sdrran-
'ken verwiesen worden. Ihre offenen und verdedrten Eingriffe
in den an den Hodrsd¡ulen institutionalisierten Wissensdtafts-
prozeß nehmen zu. In gesdridrter Anpassung an die neue Lage.
hat der seinen Namen vergeblidr fùhrende ,Bund Freiheit der
Wissensd¡aft" seine Angriffe auf die unter den heutigen Ver'
häItnissen nur nodr durd¡ Demokratisierung audr der Binnen-
st¡uktur der Hodrsdrulen und Forsdrungsstätten zu verbürgende
Selbstbestimmung der Wissensdraft ausgeweitet. Symptomatisdt
ist die Zunahme der - oft sogar mit persönlidrer Diffamierung
ve¡bundenen -,,Berufsverbote" 

gegen demokratisôe Wissen'
sd¡aftler. Mit .dieser gegenaufklärerisdren Praxis, die sid¡ auf
den redrts- und verfassungswidrigen, daher audr nid¡t durd¡

"Präzisierung" heilbaren Ministerpräsidentenbesdrluß vom 28.

Januar 1972 stützt, geht die Gegenreformation im Hodtsdtul-
redrt von Bund und Lä¡lde¡n einher. Die wenigen durdr edrte
Reformansätze gekennzeidrneten Hodrsdrulgesetze sollen rüd<:
sdrrittlich novelliert und/oder durdr den Bundesgesetzgeber
domestiziert werden¡ ein entspredrendes Netz. restriktiver
Staatsverträge, die das. Verhalten der Kultusbürokratien un-
mittelbar bestimmen, ist bereits im Entstehen begriffen. Unter-

-. 
stützt werden diese Vorhaben durdr 'eine breit angelegte

Jpublizistisdre Greuelpropaganda, die Mißstände an den Hodr--- 
sdtulen teils f¡ei erfindet, teils ihre wahren Ursadren vernebelt'
In dieser Situation veranstaltet de¡ Bund demokratisdrer. Wis'
sensdraftler, der seit seiner Wiederbegründung im Ansdtluß an
den Kongreß ,,Wissensdraft und Demokratie' im Sommer ver-
gangenen Jahres auf ein einjähriges Wirken zurüdrblidcen kann'

Vorstandsm¡tglled prof. KÍihnl auf dem Gründungekongre8 des
BdWI Im vorlgen Jahr ln Marburg

gen zu dlesem Kongreß nlmml def
BDïll¡, 355 Marburg, Postfacfi 1162
entgegen. Hier der lVorllaut des
Aufrufe:

einen neuen Kongreß, der unter dem Titel ,Hodrsdrulgesetz-
gebung't die alten und neuen Widersprüdte in der Bildungs-
politik analysieren, daraus Konsequenzen für das organisierte
Handeln der demokratisdren Wissensdraftler und auf die Hoò-
sdrulgesetzgebung Einfluß nehmen soll, in weldrer in den näù-
sten Monaten sdrwerwiegende Entsdreidungen fallen werden.
Der Bund demokratisdrer Wissensdraftler, der inzwisdren aud¡
mit zahlreidren örtlidren und, regionalen Sektionen in Ersdtei-
nung getreten ist, lädt alle Wissensdtaftler, die sidr an dieser
Bestandsaufnahme und an der Diskussion'der Ziele demokrati-
sdrer Wissensdraftspolitik beteiligen wollen, zu dem Kongreß
,,Hodrsdrulgesetzgebung" am 7. Juli 1973 und zu seiner öffent-
lictren Mitgliederversammlung am B, Juli in Köln'ein.
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Stuttgort
Zum Sternmarsdr ,Flir elne Wl$entdralt und Aurbtldung
lm Interesse der Studenten und der arbeltendcn Bovõlke-
rung" kamen am 7. Junl rund 5dl0 Sludcnten aur ganz
Baden-llìlürttemberg nadr Stuttgarl (trotz etrömenden Re-
gens), um lhre poslllven demokrall¡drcn Attematlwontcl-
lungen gegen das reakllonäre Lande¡hodrldrulgeûÇtz von
Hahn zu manlfestleren (vergl. audr 3.6)
Auf elner absdrlleOenden Kundgebung rpradren Steflen
Lehndorfl, slellvertrctender VorclEender de¡ MSB Sparta-
kus, eln Belrlebarat, Vertreler des BdWI, dqr Aktlon demo-
kratledrs Hoc|rschule und des vds.
Dlese, ¡n lhrer Qualltät und Brelte, er¡le Aktlon ln Baden-
Württemberg hât bewlesen,.da0 aul Grundlage demokratþ
sc*rer Zlele elne macfitvolle, lnhaltllcfi ausgerlcùtete Ak-
tlonselnhett mögllcfi let; - Im Gegensatz zu elner audt
noclr annähernd glelctî groScn Demonltrallon, dle glcldt-
zeltlg von versc$iedenen Sektlerergruppen v6ranslaltel
wurde, deren elnzlger Zusammenhalt allerdlngs eln ldilna-
leo Mlnlmalprogrâmm von Abwehrlordcrungen darstellle.
Hlerbel hatte der MSB Sparlakus enlsdreldenden Antcll.

Dûsseldotf
Ûber 4üÐ Studenlen, Asslstentên und andere Hodrsclrul-
angehörlge demonstrlerten am 6. Junl ln D¡¡sseldorf gegen
dle Hodrsdrulformierung ¡m Slnne des Monopolkapltals
durctr dle NRW-Kultuebllrokralle. Auf der Ab¡c|rlu8kund-
gebung spradren Vertteter der GEW, der Landes.Asten-
Konferenz, des SVI und de¡ vds.

Wiesboden
Anläßlidr der hesslsdren Haushalt¡beratung kamen am
7. Junl 2500 Marburger Studenten nadr Wlecbaden, um
dort lhre unveÌmlnderte Kampfbereltsc*talt ln lhrer Sozlaþ
kampagne für Belbehaltung der lmmatrlkulallonsgebi¡hr
von 73 DM zu dokumenlleren (vergl. S.9).
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lung erste Bilanz gezogen. Die Streik-
presse gab die Kriterien an für die Dis-
kussion. ,Aufgabe unseres Streiks rvar es,
unsere Forderungen nodr besser in der
arbeitenden Bevölkerung zu verankern,
unsere gemêinsamen Interessen aufzu-
zeigen und das Bùndnis zu verbreitern.
Aufgabe unseres Streiks war es, unsere
innere Einheit weiter zu festigen, nodr
mehr Kommilitonen für die aktive Ver-
tretung ihrer Interéssen zu gewinnen.
Aufgabe unseres Streiks war es, die Ein-
sidrt zu vertiefen,. daß es bei unserem
Kampf nidrt nur um 31,50 DM mehr oder
weniger geht, sondern um einen exem-
plarisdren Kampf gegen den materiellen
Bildungsnotstand überhauPt''

Exkur¡
Am Rande einige Bemerkungen zu einer
Marburger Randersdreinung: den Mao-
isten. Dazu Dietz von Mayering, ASIA'
Vorsitzender und Mitglied des Spartakus:
Nadrdem sie nodr im letzten Semester
jeglidren Kampf für die materiellen In'
teressen der Studenten als "ständisdr"verteufelt hatten, wurden sie jetzt durdr
die Bewegung gezwungen, sidr zu betei'
ligen. Ihre Position sah so aus: Der AStA
madrt sowieso eine falsdre Politik, also
muß der Kampf mit einem Mißerfolg
enden, also besdrworen sie dauernd das
Sdreitern der Aktion. Objektiv war das
nidrts anderes als das Abwiegeln der

Bewegung. Eine Konzeption für die Ak-
tion fehlte. Während wir aus der Uni raus
gingen, um jeglidre Isolierung zu ùber-
winden, redeten sie davon, man müsse
die Uni-Verwaltung besetzen, man müsse
die Studenten daran hindern, sidr für den
erhöhten Betrag einsdrreiben zu lassen'
Wenn sie sidr durógèsetzt hätten. wäre
die Bewegung zugrunde gegangen' Daß
die Streikaktionen in Heidelberg gegen
das Landeshodrsdrulgesetz gesdreitert
sind, dort wird der ASIA von der mao-
istisdren Gruppe NRF gestellt, sdreint
åihntidre Ursadren zu haben.'

*
In Marburg bestätigte sidr die Einsôät'
zung der 2. Bundesvorstandstagung dés
Spartakus, das Ziel studentisdrer Aktio-
nen, Verständnis und Unterstützung in
der Bevölkerung zu erreidren. darf niôt
nur den MSB allein besdräftigen. Es muß
zum Ziel aller beteiligten Studenten wer-
den. Dadurdr wird nid¡t nur erreidrt, daß 4 ,

die Initiative der Massen gewedrt wird, l)'i
z. B. bei der Gestaltung von Flugblättern.
Info-Ständen etc., mit denen die Studenten
sidr an die Bevölkerung wenden, damit
bekommen audr die Studenten selbst die
Kriterien in die Hand, die es ihnen
erlauben, die Politik der Sektierer ridttig
einsdrätzen zu könneri.
Die Erfahrung der Marburger Sparta-
kisten zeigt uns, daß es notwendig ist'
die Forderungen und Konzepte vor den
Studenten zu erläutern, sie zu begründen,
ausgehend von der Rolle der Studenten-
bewegung im demokratisôen Kampf, aus-
gehend von der Entwid<lung des politi-
sdren Kräfteverhåltnisses in der BRD'
Wenn dieses beadrtet wird, dann ist es

keinesfalls mehr so, daß der Sozial-
kampf kein geeignetes Mittel zur poli-
tisdr-ideologisdren Weiterentwidclung der
Studentenbewegung wäre.
Wenn audr eine ausführlidre politisòe
Einsúätzung des Sozialkampfes nodr
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ihrer Aufgabe, den Sozialkampf an ihrem
Fadrbereid¡ auf der Basis der MV-Be'
sdrlüsse selbständig zu führen, zum gro'
ßen TeiI geredrt geworden. Dazu Chari
Götze (MSB Vorstand): "Man kann, glau'
be idr, sagen, daß viele Studenten ge-
merkt haben, daß niòt zufällig die Spar'
takus-Konzeption für den Sozialkampf die
ridrte war, sondern daß das audr für die
Ridrtigkeit der grundsätzlidren politisóen
Linie des Spartakus spridtt."
Kritisdr wurde angemerkt, daß bei einer
gründlidreren Auswertung des 2. Bun-
deskongresses einige Probleme von vorn-
herein hätten gelöst werden können, de'
ren Lösung in der Aktion selbst mit grö-
ßeren Sdrwierigkeiten verbunden tvareû.
Christfried Seifert meinte dazu: "Mit der
Untersdrätzung der Bedeutung zentraler
Besdrlüsse und Dokumente ist es bei uns
vorbei. Wo nod¡ Unklarheiten übe¡ deren
Bedeutung vorhanden waren' sind sie
durdr die Ergebnisse des 2. Bundeskon'
gresses und die Relevanz dieser Ergeb-
nisse für unseren ¡(amPf beseitigt wor'
den."
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Für elnen starken demokratischen Dachverband kämpfenl Auch der VIS

Gewerkschaftlich orientierte
Asten gegen die Spalter
der Studentenschaft

Karikatur auf e¡nen
studentischen
Dachverband

den 26. Aprtt t9Z,

llgB Spartakus

5rBonnl
Postfaqh

Sehr geehrte Heren,

wlr w¡iren lhnen sehr ds¡kbar, wem Sle
us elnlge Informtlonen llber lhre Bås1s-
Arbeit zusenden wfbden. Unter Bssla-Ar-
belt verstehen wlns

1. Mltgllederwerbmg

2¡ Mltgllederachulug

,, Akttvlenwg der passlven l4l.tgueder,
lnabesonderê Fördermg thnes &lgsaemnt
ftr aue Organlsatlon, dêr 61e mgehörcn.

4. llltgu.ederhörug bzw, Bofragüg (zu den
Abslchten der Verbsdafl¡hrog), a.fr.
also Anstöße geben fur élnen demkratl.-
schen lllllensbl ldügsprozeg.

5. Eln Spezlålfall3 Arbelt m der Easla
nlcht ln Slme der Verbedsspitze, son-
dern gegen Sle; d.h. also Basls-Arbolt
dwch èlnzel¡e oder Oruppen, un elne
"Hausmchtrt zu bllden, elner l'lêlnmg
G6wlcht zu venachaffen, di.e Polltik dêr
Ongslaâtlon zu ¡indern,

AIlEs, was auf dleaen Ebenen ln lhrer Orgel-
satlon getÐ, ùBe8trebt oder verhlndert bzw,
nlcht geme gesehen wlrd, Lntergsalort ws.
An lbtenlal, das als Befaplel fllr alnzelne
Berelohe Bteht, alnd wlr aehr lntereasi.ert.

Uln ul¡rden ua freuen, r6oht bald von lhnên
zu. hö¡en.

!¡lf t frerdLichen Crtlgen

k

DIAl0c-nedaktlon ^

tlr/^,| [l;,
(v¡lnfrted sohntdt,)

Vom 25. b,is 27.5 fand in Köln die 3.
auSerordentlidre Mitgliederversammlung
de¡ SVI, des studentisdren Daóverban-
des der Faóhodrsôulen in der BRD und
Westberlin statt. Viele Studenten haben
erlçannt, daß für die Koordinierung und
Zu¡aumenfassung der Kämpfe an den
Hoósdrulen ein starker demokratisôer
Dadrverband notwendig ist. Jeder Student,
dgr von dieser MV Besôlüsse erwartet
batte, die dem Kampf der Studenten ge-
gen den materiellen und politisdren Bil-
dungsnotstand eine Perspektive hätten
geben können, wurde enttäusôt. Díe von
der óaotisdren Mehrheitsfraktion vor-
gelegten und besdrlossenen Anträge ge-
ben keine Antwort auf dÍe bre¡nenden
Fragen, die der Aufsdrwung des studenti-
sôen Massenkampfes aufgeworfen hat.
Dagegen waren die Kernpunkte des Pro-
grômms der gewerksdraftlich orientierten
AStenr

- Die Durôsetzung einer Studien- und
Prüfungsreform, die den Stude¡ten
eine wissensóaftliùe Ausbildung si-
ôert und sie zu solidarlsôen Inter-
essenwabrnebmungen mit ihreu Kolle-
gen befäbigt und ihnen die Einsiòt
in die gesellsdraftlidren Zusammen-
htinge ermögliôt.

- Die Beseitigung des materiellen Bil-
dungsnotstands auf Kosten der Rü-
stung, und der Profite der Großkon-
zene.

- Die Verteidigung und Erweiterung de-
mokratisdrer Re&te, Mitbestimmung
uúd demokratisdre Kontrolle über alle
Fragen von Wissensóaft und Aus-
bildung durô Studenten und die Orga-
nisationen der arbeitenden Bevölke-
rung, die Gewerksdraften.

Den hatte die SVl-Mehrheitsfraktion
niòts entgegenzusetzen.
Sie erklärten:

- Die Forderung naô Senkung des Rü-
stungshaushalts sei illusionär.

- Die Mitbestimmung werde vom bür-
gerlióen Staat niót zugestanden.

, 
- Da reaktionäre Prilfungsordnungen

und staatlid¡e Fachaufsiôt Gesetz-

mäßigkeiten des Kapitalismus ent-
springen würden, könne man diese
Maßnabmen niót verhindern.

In der Praxis läuft diese Position auf
Kapitulantentum und Verteidigung des
Bestehenden hÍnaus, So wird die Auf-
rüstungspolitik von Verteidigungsmini-
ster Leber und der NATO praktisdr nodr
verteidigt. Zudem treibt eine soldre Poli-
tik die Spaltung von Studenten und Ar-
beitern nodr voran.
Gerade an der Haltung zur Verfaßten
Studentensôaft zeigrte sidr, wer konse-
quent die Interessen der Studenten ver-
tritt, und wer der herrsdrenden Klasse
objektiv in die Húinde arbeitet. Sdron
auf der letzten MV stellten wir fest, diè
Kopplung der Stimmenzahl mit den ge-
zahlten Beiträgen entspridrt gerrau den
Zielen der Herrsdrenden, die Verfaßte
Studentensôaft auszuhöhlen, die Studen-
tensdraft zu spalten, Bei der Geriôts-
verhandlung tiber die einstweilige Ver-
fügung gegen diese - audr satzungs-
widrige - PraxÍs hat sidr der SVI-BuVo
vollends entlarvt. Er ließ sämtlidre vorher
gegebenen Begründungen fallen und be-
rief siô nur nodr - als letzten Rettungs-
anker - auf FH-Gesetze, naò denen Stu-
denten aus der Verfaßten Studentensdraft
austreten können, Deutlidrer kann das
Bündnis von reaktionärer Kultusbürokra-
tie und SVI-BuVo niót werden. Aber
nidrt genug damit. BeÍn Tagesordnungs-
punkt Neuaufnahmen wurde die Aufnah-
me der Gesamthodrdrulen in den SVI
verhindert, da siô daduró die Kräfte-
verhältnisse zugunsten der gewerksdraft-
lidr orientíerten ASten verbessert hätten,
Damit verstíeß die gegenwËirtÍge SVI-
Mehrheit nldrt nur gegen eine Verein-
barung mit dem vds, sondern audr gegen
die elgenen Beteuerungen, die Verein-
heitliôung der Studentenbewegnrng her-
stellen zu wollen und unterstülze die
reaktionãre Aufspaltung in Fadrhodr-
sóul- und Hodrsdrulstudenten. Aus
Angst, daß den Studenten díese sdräd-
lidre Politik anhand. dieser Aussagen
hätte nadrgewiesen werden können,
sóränkten die linkssektiererisdren Grup-
pen die Offentlid¡keit der MV ein: Der

alte SVl-Vorstand demontierte eiqenh¿in-*
dig ein Tonbandgerät, daß von ã"o g"f,
werksóaftliù orientierten Asten mitge-
braôt worden war.
Wie unfähig diese Gruppen sind, die
Interessen der Studenten wabrzunehmen,
äußerte sidr audr in der Weigerung, eine
Fad¡konferenz für Sozialwese¡ im Ver-
band einzuridrten, Die Organisierung der
Diskussion und Erarbeitung einer ein-
heitliôen, fortsôrittliôen Studienord-
nung, die Klärung der Stellung und Funk-
tion der Praxissemester und weitere Ak-
tivitäten zur Funktion und Berufsper-
spektive der Sozialarbeiter und Sozial-
pädagogen haben die Einridrtung einer
soldren Faókonferenz dringend erforder-
liô gemaót. Auô ein Antrag der ge-
werksdraftlídr orientierten Asten zur Zu-
sammenarbeit von Dadrverband und Ge-
werksd¡aften wurde abgelehnt. In diesem
Antrag wurde u,a, die Kontrolle der
Hodrsóulen durdr die Gewerksdraften
gefordert. Ein Spredrer der dlaotisóen
MehrheitsfraktÍon äuße¡te dazu: -WasÀ
fi.ir ein reaktionärer Sdreiß herauskommt9l!
wenn Gewerksóafter in Gremien sitzen,
ist ja bekannt.'
Insgesamt haben diese sektiererisdren
K¡äfte dem Kampf um eine demokrati-
sdre Studienreform nidrts als pseudorevo-
lutionäres Wortgeklingel entgegenzuset-
zen. Jefzt gilt es, verstärkt den Einfluß
solôer Gruppen zurrüdczudrängen. Der
Ausgang der Studentenparlaments- und
Astawahlen an einigen Fadrhodrsdrulen
in den letzten Woóen hat gezeigt: Die
fortsôrittlíóen Studenten sind nidrt län-
ger bereit, die Sdrwädrung der Organe
der Verfaßten Studentensdraft zuzulassen.
An der FÉfS Münster, der FHS ftir Sozial-
wesen Kiel, der HFT Bremen und der
FHS Konstanz wurden linkssektiererisdre
Gruppen aus den Asten gejagt und ge-
werksd¡aftlidre Asten gewählt. Ftir die
näcfrste MV gilt es, alle Voraussetzungen
zu sdraffen, daß die ultralinken Gruppen
keine Gelegenheit mehr haben, die Ver-
einheitlidrung der Studentenbewegung
und das B{indnis mit der arbeitenden Be-
völkerung u¡d ihren Organisation, den
Gewerksdraften zu behindern.

Zur außerordentlichen Mitgliederversammlung des SVI

,ldr ... bln bercll, darauf hler G¡ne Anlwort zu gebcn ... Alao... ldr bln borGlt und habc
auch geægt, daB ldr da¡ nldrt unterrl¬{lG, al¡ lrgendelne Aktlon..., da0 bel un¡ dlc mlt
dem Brlcf zugetagten Unterlagen nldrt angekommen ¡lnd. Der SVI BundêsyoÐtlnd hat
kelne Gelegenhelt gehabt, dle vorllegenden Dokumenle elnzu¡ehen ... (Lautsr Gelåótsr)
... und ldr habe dldr eben (angeeprodren ¡!t Krl¡ger, llSB Spartakur) ... und ld¡ habc
dldr eben gebeten (Geläóter)... da¡ nodrelnmal ...lhr dllrlt...'lhr d0rft mlr dodr
wohl (Sdrröder ¡lclrtbar nervöa) ... noc'¡ ... nodr 3ov¡el zug$tehen, dao ldt dar ¡agq
wa¡ bl¡her bel un¡ pa$lert l¡t DaB ldr ... daB wlr ... blrher lm BundssyoËtand d¡¡
VIS ää . 1. SVI nodr kelne Gelegenhelt haüen, (Gelächter) dlo Unterlagen elnzu¡ehen.. .

ló gohe dayon 8us, aul dle Zueage von Krllger eben hln, da8 dle Untêrlagon sdrncll-
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Für elnen starken demokratischen Dachverband kämpfenl Auch der VIS

Gewerkschaftlich orientierte
Asten gegen die Spalter
der Studentenschaft

Karikatur auf e¡nen
studentischen
Dachverband

den 26. Aprtt t9Z,

llgB Spartakus

5rBonnl
Postfaqh

Sehr geehrte Heren,

wlr w¡iren lhnen sehr ds¡kbar, wem Sle
us elnlge Informtlonen llber lhre Bås1s-
Arbeit zusenden wfbden. Unter Bssla-Ar-
belt verstehen wlns

1. Mltgllederwerbmg

2¡ Mltgllederachulug

,, Akttvlenwg der passlven l4l.tgueder,
lnabesonderê Fördermg thnes &lgsaemnt
ftr aue Organlsatlon, dêr 61e mgehörcn.

4. llltgu.ederhörug bzw, Bofragüg (zu den
Abslchten der Verbsdafl¡hrog), a.fr.
also Anstöße geben fur élnen demkratl.-
schen lllllensbl ldügsprozeg.

5. Eln Spezlålfall3 Arbelt m der Easla
nlcht ln Slme der Verbedsspitze, son-
dern gegen Sle; d.h. also Basls-Arbolt
dwch èlnzel¡e oder Oruppen, un elne
"Hausmchtrt zu bllden, elner l'lêlnmg
G6wlcht zu venachaffen, di.e Polltik dêr
Ongslaâtlon zu ¡indern,

AIlEs, was auf dleaen Ebenen ln lhrer Orgel-
satlon getÐ, ùBe8trebt oder verhlndert bzw,
nlcht geme gesehen wlrd, Lntergsalort ws.
An lbtenlal, das als Befaplel fllr alnzelne
Berelohe Bteht, alnd wlr aehr lntereasi.ert.

Uln ul¡rden ua freuen, r6oht bald von lhnên
zu. hö¡en.

!¡lf t frerdLichen Crtlgen

k

DIAl0c-nedaktlon ^

tlr/^,| [l;,
(v¡lnfrted sohntdt,)

Vom 25. b,is 27.5 fand in Köln die 3.
auSerordentlidre Mitgliederversammlung
de¡ SVI, des studentisdren Daóverban-
des der Faóhodrsôulen in der BRD und
Westberlin statt. Viele Studenten haben
erlçannt, daß für die Koordinierung und
Zu¡aumenfassung der Kämpfe an den
Hoósdrulen ein starker demokratisôer
Dadrverband notwendig ist. Jeder Student,
dgr von dieser MV Besôlüsse erwartet
batte, die dem Kampf der Studenten ge-
gen den materiellen und politisdren Bil-
dungsnotstand eine Perspektive hätten
geben können, wurde enttäusôt. Díe von
der óaotisdren Mehrheitsfraktion vor-
gelegten und besdrlossenen Anträge ge-
ben keine Antwort auf dÍe bre¡nenden
Fragen, die der Aufsdrwung des studenti-
sôen Massenkampfes aufgeworfen hat.
Dagegen waren die Kernpunkte des Pro-
grômms der gewerksdraftlich orientierten
AStenr

- Die Durôsetzung einer Studien- und
Prüfungsreform, die den Stude¡ten
eine wissensóaftliùe Ausbildung si-
ôert und sie zu solidarlsôen Inter-
essenwabrnebmungen mit ihreu Kolle-
gen befäbigt und ihnen die Einsiòt
in die gesellsdraftlidren Zusammen-
htinge ermögliôt.

- Die Beseitigung des materiellen Bil-
dungsnotstands auf Kosten der Rü-
stung, und der Profite der Großkon-
zene.

- Die Verteidigung und Erweiterung de-
mokratisdrer Re&te, Mitbestimmung
uúd demokratisdre Kontrolle über alle
Fragen von Wissensóaft und Aus-
bildung durô Studenten und die Orga-
nisationen der arbeitenden Bevölke-
rung, die Gewerksdraften.

Den hatte die SVl-Mehrheitsfraktion
niòts entgegenzusetzen.
Sie erklärten:

- Die Forderung naô Senkung des Rü-
stungshaushalts sei illusionär.

- Die Mitbestimmung werde vom bür-
gerlióen Staat niót zugestanden.

, 
- Da reaktionäre Prilfungsordnungen

und staatlid¡e Fachaufsiôt Gesetz-

mäßigkeiten des Kapitalismus ent-
springen würden, könne man diese
Maßnabmen niót verhindern.

In der Praxis läuft diese Position auf
Kapitulantentum und Verteidigung des
Bestehenden hÍnaus, So wird die Auf-
rüstungspolitik von Verteidigungsmini-
ster Leber und der NATO praktisdr nodr
verteidigt. Zudem treibt eine soldre Poli-
tik die Spaltung von Studenten und Ar-
beitern nodr voran.
Gerade an der Haltung zur Verfaßten
Studentensôaft zeigrte sidr, wer konse-
quent die Interessen der Studenten ver-
tritt, und wer der herrsdrenden Klasse
objektiv in die Húinde arbeitet. Sdron
auf der letzten MV stellten wir fest, diè
Kopplung der Stimmenzahl mit den ge-
zahlten Beiträgen entspridrt gerrau den
Zielen der Herrsdrenden, die Verfaßte
Studentensôaft auszuhöhlen, die Studen-
tensdraft zu spalten, Bei der Geriôts-
verhandlung tiber die einstweilige Ver-
fügung gegen diese - audr satzungs-
widrige - PraxÍs hat sidr der SVI-BuVo
vollends entlarvt. Er ließ sämtlidre vorher
gegebenen Begründungen fallen und be-
rief siô nur nodr - als letzten Rettungs-
anker - auf FH-Gesetze, naò denen Stu-
denten aus der Verfaßten Studentensdraft
austreten können, Deutlidrer kann das
Bündnis von reaktionärer Kultusbürokra-
tie und SVI-BuVo niót werden. Aber
nidrt genug damit. BeÍn Tagesordnungs-
punkt Neuaufnahmen wurde die Aufnah-
me der Gesamthodrdrulen in den SVI
verhindert, da siô daduró die Kräfte-
verhältnisse zugunsten der gewerksdraft-
lidr orientíerten ASten verbessert hätten,
Damit verstíeß die gegenwËirtÍge SVI-
Mehrheit nldrt nur gegen eine Verein-
barung mit dem vds, sondern audr gegen
die elgenen Beteuerungen, die Verein-
heitliôung der Studentenbewegnrng her-
stellen zu wollen und unterstülze die
reaktionãre Aufspaltung in Fadrhodr-
sóul- und Hodrsdrulstudenten. Aus
Angst, daß den Studenten díese sdräd-
lidre Politik anhand. dieser Aussagen
hätte nadrgewiesen werden können,
sóränkten die linkssektiererisdren Grup-
pen die Offentlid¡keit der MV ein: Der

alte SVl-Vorstand demontierte eiqenh¿in-*
dig ein Tonbandgerät, daß von ã"o g"f,
werksóaftliù orientierten Asten mitge-
braôt worden war.
Wie unfähig diese Gruppen sind, die
Interessen der Studenten wabrzunehmen,
äußerte sidr audr in der Weigerung, eine
Fad¡konferenz für Sozialwese¡ im Ver-
band einzuridrten, Die Organisierung der
Diskussion und Erarbeitung einer ein-
heitliôen, fortsôrittliôen Studienord-
nung, die Klärung der Stellung und Funk-
tion der Praxissemester und weitere Ak-
tivitäten zur Funktion und Berufsper-
spektive der Sozialarbeiter und Sozial-
pädagogen haben die Einridrtung einer
soldren Faókonferenz dringend erforder-
liô gemaót. Auô ein Antrag der ge-
werksdraftlídr orientierten Asten zur Zu-
sammenarbeit von Dadrverband und Ge-
werksd¡aften wurde abgelehnt. In diesem
Antrag wurde u,a, die Kontrolle der
Hodrsóulen durdr die Gewerksdraften
gefordert. Ein Spredrer der dlaotisóen
MehrheitsfraktÍon äuße¡te dazu: -WasÀ
fi.ir ein reaktionärer Sdreiß herauskommt9l!
wenn Gewerksóafter in Gremien sitzen,
ist ja bekannt.'
Insgesamt haben diese sektiererisdren
K¡äfte dem Kampf um eine demokrati-
sdre Studienreform nidrts als pseudorevo-
lutionäres Wortgeklingel entgegenzuset-
zen. Jefzt gilt es, verstärkt den Einfluß
solôer Gruppen zurrüdczudrängen. Der
Ausgang der Studentenparlaments- und
Astawahlen an einigen Fadrhodrsdrulen
in den letzten Woóen hat gezeigt: Die
fortsôrittlíóen Studenten sind nidrt län-
ger bereit, die Sdrwädrung der Organe
der Verfaßten Studentensdraft zuzulassen.
An der FÉfS Münster, der FHS ftir Sozial-
wesen Kiel, der HFT Bremen und der
FHS Konstanz wurden linkssektiererisdre
Gruppen aus den Asten gejagt und ge-
werksd¡aftlidre Asten gewählt. Ftir die
näcfrste MV gilt es, alle Voraussetzungen
zu sdraffen, daß die ultralinken Gruppen
keine Gelegenheit mehr haben, die Ver-
einheitlidrung der Studentenbewegung
und das B{indnis mit der arbeitenden Be-
völkerung u¡d ihren Organisation, den
Gewerksdraften zu behindern.

Zur außerordentlichen Mitgliederversammlung des SVI

,ldr ... bln bercll, darauf hler G¡ne Anlwort zu gebcn ... Alao... ldr bln borGlt und habc
auch geægt, daB ldr da¡ nldrt unterrl¬{lG, al¡ lrgendelne Aktlon..., da0 bel un¡ dlc mlt
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dldr eben gebeten (Geläóter)... da¡ nodrelnmal ...lhr dllrlt...'lhr d0rft mlr dodr
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dle¡e ... dleren wldrllgt¡n Kompler der Arbelt behandeln werden ... und dæ werdat
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So qlalifiziert wie dieser grundslitzliôe
Beitrag zum Festival des ehemaligen
SVI-Bundesvorstandsmitglieds Sdtröder
geriet fast jede Außerung seiner Gesin-
nungsgenossen auf der letzten Mitglie-
derversammlung des VIS, des Landesver-
bands der Faóhoctrsdtüler in NRW am
11.5. in Wuppertal.

Leider gelang es audr hier nodr nidrt,
diesen Verband zu einem wirksamen
Kampfinstrument für die demokratisdren
Forderungen der Studenten zu mad¡en;
audr er blieb vorläufig nodt in den Hän-
den der Spalter der Studentenbewegung.

Grund: die undemokratisdre Regelung
der Stimmvergabe nadr Beitragszahlung
und nidrt nadr Studentenzahlen (im Ge-
gensatz zum SVI im VIS in der Satzung
festgelegt). Bei demokratisdrem Modus
hätte das Stimmenverhältnis etwa 65 :45
zugunsten der gewerksdraftlid¡ orientier-
ten ASten ausgesehen.

Zum Ergebnis dieser Mitgliederversamm-
lung darf man sidr längere Ausftihrungen
erspa¡en. Sämtliôe Anträge der gewerk-
sóaftlidr orientierten ASten wurden ab-
gelehnt, Alternativen wurden nidrt ent-
widcelt.

Die Reaktion gibt die Hoffnung doô
nie auf , . . Daß Herr Sdrmitt so auÏ
Eile drang, mag einen sehr profanen

Grund gehabt haben, Inzwisôen ist
nämliô das ehemalige Organ des

CDU-Wirtsdraftsrats, das zuletzf bei
Springer ersdrien, einEegangen,

O lü mö$te oln kostonlosos Probsexemplar von
elan zugogdrlckt bekommon

o lcñ beste11oab.............,.-............
bls auf Wlderrul, jedoú li¡r m¡ndætêns rln Jahr,
das Bozlalistlsdre Jugendmagâzln clan
(Jahresabonnêm¬nt 13 DM elnsålle8lldr Zu-
slellgebühr)

(Untersdrrlft)

(Name und Ansdrlft)
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Marxisten geridrtet. Der Neonazi hatte
nämlidr peinlidr darauf geadrtet, seine
tatsäôlid¡e Gesinnung aus seinen Refera-
ten berauszuhalten. Gerade diese Tren-
nung von Wissensdraft und Politik maöte
ihn für die Reaktionäre so empfehlens-
wert, Die Marxisten hingegen seien viel
gefährlidrer, denn ihr Wissensdraftsbe-
griff sdrließe die strikte Parteilidrkeit
und die Einheit von Theorie und Praxis
ein. Bei ihnen wisse man ja genau, in
wessen Interesse sie ihre Wissensdraft
einsetzten. Diese Argumentation der Re-
aktionäre ließ an Deutliùkeit und Zynis-
mus nidrts mehr zu wünsdren übrig.
Jetzt wurde in nahezu allen Seminaren
die Diskussion um den ,Dogmatikererlaß"
geführt, der antidemokratisd¡e Charakter
der Wertfreiheitsideologie aufgezeigt.
Für die optimale Verbindung von Gre-
mien- und Massenarbeit sorgte jetzt au-
ßerdem eine fast täglidr stattfindende
Sitzung des FSR mit den Gremienvertre-
tern,
Höhepunkt der gesamten Seminardiskus-
sion bildete eine aûßerordentlidre Voll-
versammlung, die eine halbe Stunde vor
der entsdreidenden Sitzung des FBR statt-
fand, Auf ihr wurde nodrmals über die
Bedeutung des Besdrlusses diskutiert, so-
wie das Vorgehen der VV in der an-
sdrließenden FBR-Sitzung besdrlossen, in
der über die Revision des ,Dogmatiker-
erlasses" entsdrieden werden sollte, Mit
der Einberufung einer a.o. W war es

uns gelungen, die Studenten auf ein Ziel
zu orientieren und sie nid¡t abstrakt auf-
zufordern, "massenhaft zur FBR-Sitzung
zu kommen und dort.den Reaktionären
auf die Finger zu sehen'. Außerdem.dien-
te die W dazu, mögliùst viel Kommi-
litonen an der Besdrlußfassung diber
Kampfmaßnahmen mitzubeteiligen, Die
W als hödrstes besdrlußfassendes Organ

über die studentisdre Institutspotitik
konnte in diesem Falle ihre Aufgabe, die
Besdrlußfassung tiber studentisdre Insti-
tutspolitik voll und ganz wahrnehmen.
Ansdrließend ging die W gesdrlossen
zur Sitzung des FBR, der inzwisd¡en auf
Antrag der Studenten den Punkt ,Revi-
sion des Dogmatikererlasses" behandelte.
An dieser öftentlidren Diskussion im FBR
beteiligten sidr auô einige Kommilitonen
aus der VV. Der Erfolg des gemeinsamen
Handelns der Studenten war durdrsdrla-
gend: Nidrt einmal die eingefleisdrten
Antikommunist wagten sidr der massiven
Forderung der Studentensdraft zu wider-
setzen, so daß nahezu einstimmig der
Dogmatikererlaß vom Tisdr kam.
Dodr nodr einen zweiten Erfolg hatte
die Studentenbewegung an diesem Tage
zu verbudren: wohl nidrt zuletzt unter
dem Eindrudr des gesdrlossenen Auftre-
tens der Studentensdraft wurde die EÍn-
stellung des Neonazis durdr den FBR
abgelehntl
Das gemeinsame Handeln der Studenten
des historisdren Seminars zwang selbst
die reaktionärsten- Kräfte - wenn audr
gegen ihre Uberzeugung - einen von ih-
nen selbst herbeigefÍihrten Besdrluß in-
nerhalb von vierzehn Tagen zurückzuneh-
men, Bezeidrnend war hierbei die Rolle
der Chaoten: Die selbsternannten Avant-
gardisten der Studentenbewegung fanden
sid¡ während der ganzen Kampagne statt
an der Spitze der Bewegung unversehens
an ihrem Sdrwanze wieder.
Der erreidrte Erfolg hat allerdings nur
den status quo wiederhergestellt. D. h.
der Marxismus wird weiterhin geduldet.
Für uns kommt es jetzt datauf an, an
diesen Erfolg anzuknüpfen und ein dèmo-
kratisdres Tutorenprogramm durdrzuset-
zen und unsere lorderung nadr ,;Marx
an die Hod¡sdrule" konkret zu wenden.

Fordcruirgcn dcr Sludcntcn. Eben¡o mu8lc
dcr Akademlrchc Senat handeln, der dle
Ga.lprofc¡ruren verqlbt.
Dcr MSB SPARTAÉUS und der grö8te
Tcll dêr fortæhrlilllcñcn Sludenlcn ef-

ffi]l,t 
dlê Badeurung dteeer Bc¡ulung

- Sle l¡t e¡n etrte¡ An¡atz zur Herltellungllner wlrsen¡dtafilerauslausdter, 9ln
or¡ler ScliÌltt, tolclre Mögllcñkelten, dle,lï Grundlagenverlrag orölfnel, zu
nuÞcn.

- Darllber hlnau¡ bcdeutet d¡ere Beru-
tung elnen errton Scfir¡tt zur ôurdttet-
zuñg der Forderung Oadt "ll¡¡¡ s¡ ¡¡ls
Unl', nadr unverläl¡drler Darrteilung
der marrl¡ll¡dren Wlrcnrdl¡lL

Um ¡o wadtlamef mu8ten dle Studonten
do¡halb !eln, alr Bul-Sdröne sdton aul der
lR-Stlzung laulhalg verkllndele, er werdc
dle Berufung von Peler Felst mll a I I G n
Mllteln zu verhlndern lucñen. Den Studsn-
lcn war ProL Sdröne rdron lange kctn
Unbekannler mehr. Der MSB ¡lellle dazu
ln clnem Flugblatt ferl:
Þln¡lllulrd¡reklor Sdrröne nlmmt Lehrauf-
gabcn nldrt wahr, hat dle Berllmmung
von parrönlldten Alslelenlen durdtgerclzt
(war gegen da! Unlgesetz verstöBl), lä8t
aclne Ass¡rtente¡i lür sldt wlssenrdtalt!-
lremdc Arbclten lel¡ten und kämpft konac:
quent gegon legllóe An¡ätze elner demo-
kr¡tl¡d¡en Studlenielorm und ltlltbestlm-
mungrrqdtte der Studsnten."
So war es gar nldtt veruundcrlldr, da8
Sdröne - bevór Fel¡t liberhaupt von !cþ
ner Berufung ertahren halte - elnen Brlel
ntdr Berl¡n sdÍleb, ln dem eÌ pelgr Felsl
mlltellte: ,,Sle slnd mlr tn Hamburg unter
den hleslgen U¡netänden nldtt orwl¡is{fit."
Dle Studenlenyerlreter und der MSB
SPARTAKUS wurden solort aküv. Sle ent-
hüllten dleoe llblen Madrenscfialten. ASIA,
Fadr¡draft¡rat und MSB rte¡nen ln Brlclen
an Polor Felst dle Sltuailon klar. Durdr
Flugblåtter wu¡de dle gesamle Unlyenltãt
von dem unversdtämlen Vorgehen Sdröne¡
lnformlert. Auf Drud< der Studenten und
gogen den Drud< mehrerer reaküonärer
Proles¡oren und Dozenten muglen dte
Grcmlen Sdrönes Vorgehen verurtellcn
und nadr elnma¡ leststellen, daB sle an dcr
Berufung welterhln festhalten werdsn.
Der Kampl um dle Berufung des Marxllten
Peter Fel¡t lsl nodt nldrt-abgeedrlo¡¡àn.
Pelerfslst tst nocfi nldrt ln Ha=mburgt Vor-
dilnglldtes Zlel lst es letzl, wellere Slör-
Lan-över zu verhlndern. Aufgabe für dlc
Sludenten am tnsillut wlrd e¡ be¡ondcr¡
!eln, dem rerhlsradlkalen Sdröne nadtzu-
wel¡en, da8 er niclrl nur tn telner pollli-
rdren Praxic, ¡ondern audt ln ælne; Wb-
¡ansdrafl durdr und durdr undemokrail¡dr
und frledenstelndlldt l¡t. Dle¡ wäre eln
henorragender Belhag zum Kunrthllto-
rlkerkongre8, der lm nädr¡ten Jahr ln
Hamburg staüfinden wlrd und de¡¡en Ga¡t-
gcber Sdröne seln wlrd.
Den Hamburger Sludenten l¡t wlhrend dcr
Kamples um dle Berufung von poter Felrt
touohl dle Nohflendlgkelt de3 konccquen-
len und kontlnulerlldren Kampfec lllr
,Marx an dle Unl( alr audt gegan dle
Borufung yon BuF-Itlltglledcrn deuilldr gc-
wofdon.
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Kunrtgerdrldrle: Dar llt nldrt nur In Htm.
burg elner der rcaltlonårrten lnltlluto. Dle
Beruloperrpektlve der Studentcn lst hlol
wlc ln kaum elncm andercn Bereldr yon
dem Gutdllnken (rprldr: Gutadrtcn) dcr
noht reaktlonären Profe¡¡oren abhånglg.
Um ¡o bemerkenrwcrlcr l¡t dle Tat¡adre,
da0 c¡ den forlrdrrltllldren Sludenton ln
Hamburg getang, elns Gastprole¡¡ur flir
den anerkannten manlrtt¡drcn Kunrthlrf,o-
rlker Prol. Peler F.lrt rur B.rlln (DDR)
fOr da¡ WS Z3ft4 ru crkåmplcn.
illt otncr Unler¡drrlflenaammlung, dlc vonIttt allon studenlcn und dclñ $õ0t n

Grundlagenvertrag
zum Wirbeln

kann

o

o

Tcll der Mlttelbau¡ unterze¡dtnet wurdc,
wurda dle Forderung nadr elner Berulung
von Pelcr Fclll erhoben und propaglert.
Potcr Fel¡t hatle rldr zuvor In Gerprä-
oftcn mlt Verlretern de¡ FSR Þefclt er-
kltrt dle Profe¡¡ur anzunehmcn - lallr
bl¡ dahln der GrundlagGnyertrag ratlflzlcrl
¡rl.
lVåhrcnd dcr ¡ldr ¡clb¡t al¡ preuBlrdr-
nalion¡t Þezeldrnende ln¡ütut¡dliektor und
BuF-Mltgllcd, Prof. Sdröne, lm ln¡tltut¡ral
(lR) nodr clnen cnlrprodrendcn Bc¡drluB
zu F¡ll brlngcn konnte, cntrpradr dle
ll¡hrhclt dc¡ Fadrbcreldrratr (FBR) den

Kampf gegen recJrts daß die Bewerbung Wittstodcs mehrheit-
lidr abgelehnt wurde. Bis es allerdings
zu dieser Entscfieidung kam, mußten eini'
ge Fehler in der Kampagne erkannt wer-
den, Fehler, aus der der Spartakus und
alle Studenten am Historisdren Seminar
lernen konnten. Einige Aspekte seien
hier erwähnt.
Trotz aller Flugblättei, auf denen die
neonazistisd¡e Tätigkeit W.'s einwandfrei
nadrgewiesen worden war, war das Edro
aus der Studenlensdtaft nidtt so stark,
wie wir es angesidrts der Brisanz der
Angelegeirheit erwartet hatten. Dies hat-
te versdliedene Gründe.
Die notwendigen Enthiíllungen über Witt-
stocks Aktivitäten waren zu sehr auf
seine Person zugesdrnitten und bezogen
sidr zu sehr auf die Organisationen, i¡
denen er außerhalb der Uni tätig war.
Zwar gelang es uns, die Kommilitonen
von der Notwendigkeit zu überzeugen,
gegen jeden Versudr von Neonazis an
den Hodrsdrulen wieder Fuß zu fassen,¡[
entsdrlossen vorzugehen. UnkIar bliebv
aber, wie im Falle Wittstod<, ganz kon'
kret vorzugehen sei, So waren wir zu
diesem Zeitpunkt nidrt in der Lage, den
Studenten die Stoßridrtung unseres Kamp-
fes klar darzulegen u4d versäumten, von
vornherein die Kräfte zu bekämpfen und
zu entlarven, die sidr objektiv zum Büt-
tel des Neonazis gemadrt hatten.
Audr war die Arbeit mit unseren laufend
ersdreinenden Flugblättern bei weitem
nid¡t ausreidrend, Es genügt bei einer
derartigen Kampagne nidrt, einfadr die
Flugblätter nur zu verteilen. Die Genos-
sen müssen audr mit ihnen arbeiten und
sie in jedem Seminar diskutieren.
Audr die Einbeziehung des Faùsdrafts-
rates (FSR) in die ganze Aktion gelang
nur sehr mangelhaft. Die Gremienarbeit
war von der Massenarbeit stark losgelöst.
Die studentisdre Fraktion im FBR und
der FSR verließen sidr in der ersten
Phase der Kampagne zu sehr auf das,e,
Bündnisgespräctr mit dem Lehrkörp"t t ttal$')
ließen dabei vollkommen außer adrt, daß
Bewußtseinsprozesse nidrt allein durdr
Einzelgespräctre vorangetrieben werden,
sondern in erster Linie durdr die Aktion
der Studenten, Hier fehlten die entsdrei-
denden Initiativen der Sektion.
Die Bewegung wurde oft administriert,
mandrmal das Heil im Absd¡luß von fau-
len Kompromissen gesudrt, Eine einstim-
mig verabsdriedete Vollversammlungs-
Resolution widerspiegelte daher keine
real existierende Massenbasis, sondern
war lediglidr papierener Protest.
Diese Sdrwädre der Bewegung nutze die
Reaktion aus: Uberrasdrend, wurde im
FBR ein Bes&luß durdrgepeitsdrt, der
besagte, daß politisdre Aktivitäten bei
der Beurteilung von Bewerbern nidtt in
die Kompetenz des FBR falle, sondern
lediglidr geprüft werden könne, ob der
Bewerber einen,dogmatisdren" Wissen-
sdraftsbegriff habe. Auf der Grundlage
dieses Beschlusses sollte da¡n über Witt-
stodrs Bewerbung endg,ültig entsdrieden
werden.
Dieser Besd¡luß war eindeutig gegen

Aktion Vlf. m¡t Lehrauftrag?

Elne ln der ganzen Universltät Hamburg und der Presse stark beadltete
Aktlon lnltiiert die Sektton Gesc*rlcñte-des MSB Spartakus an der Unl.
Welc|re Erfahrungen sie ln ihrem Kampf gegen dle Elnstellung elnes
bekannten Neonazls an ¡hfem Instltut sammeln konnten, geben hler
Mltglieder der Sektion wleder.

,Die Grundlage rurseres Lebens ist die
Geuieinsôaft, nidrt die Gesellschaft, Die
Gemeinsd¡aft aber ist eine Gruppe von
Mensd¡en, die eine tiefe Wesensver-
wandtsdraft zu einer überindividuellen
Eibheit bindet. Die Gruodlage der Volks''
geseinsd¡aft bildet das gemeinsame
Erbgut, der gemeinsame Rôum, die ge-
meinsamé Heimat,rdie gemeinsar4e Spra'
il¡e, die'gemeinsame Gesdridrte und die
gemeinsamen Ansôauungen von Sitte,

$edrt und Ordnung' So .sind allein Völker
die eigèntlidr sdröpferisdren Ga¡rzheiten
geworden,"
Dieses,Zitat èntþ¿Ut alle widrtigen Theo'
¡eme fasdristisdrer ldeologie: Volksge-
tneÍnsdraft, Rau4, Erbgut usw. Es stammt
Bus dem Aufsatz oJugend und Konsum'

iesellsdraft" von Manuel Wittstodt, ei'
nem der Hamburger Studente$sdraft yon

þinem Wahlbetrug zu den Wahlen zum'
btudentenparlament aus dem WS ?2 her
bekarurten Neonazi.

Àber audr in einsdrlägigen neonazisti-
id¡en Kreisen um die Aktion W ist die-
per Wittstod< kein Unbekannterr so er-
hielt er für den oben erwähnten Aufsatz
den mit 2000 DM dotierten Jugendsdtil'
lerpreis des neonazistisd¡en Deutsdren
Kulturwerks europäisdren Geistes, . das
mit der Aktion W eng verquid<t ist' Die
Bewerbung dieses Neonazis auf eine wis-
sensdraftlidre Stelle und ein Tutorium
am Fadrbereidr Gesdridrtswissensd¡aften
iri Hamburg war das auslösende Moment
einer sidr über adrt Wodren . hinziehen'
den Kampagne der Studenten des Histo-
risd¡en Seminars und der Sektion des

MSB SPARTAKUS.

.Da derartige Bewerbungen von den zu-
ständigen akademisdren Gremien immer
während der Ferien entsdrieden werden,
konnte im Falle Wittstodcs keine stu-
dentisùe Offentlidrkeit mobilisiert wer-
den. Es war daher mitten in den Seme-

sterferien überhaupt sdron ein Erfolg'
daß es uns gelang, die Entsdreidung über
Wittstodcs Bewerbung auf den Semester-
beginn hinauszuzögern. Erreidrt wurde
die Versdriebung durdr ein uniweit ver-
breitetes Sektionsflugblatt auf dem die
Nidrteinstellung des Neonazis'gefordeirt
wurde.' Zudem entstand im Lehrkörper
dadurdr eine große Ratlosigkeit, weil
studentisdre Vertreter zum ersténmal aus
politisdren Gründen einen Bewerber ab-
lehnen wollten.
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Während die Reaktionäre aufgrund ihrer
Wertfreiheitsideologie behaupteten, Wis-
sensdraft und Pciiitik . hätten ,überhaupt
nidrts miteinander zu tun und daher aud¡.
Wittstodc sofo¡t einstellen wollten, madr-
te der fortsd¡rittlidre Teil des Lehrkör-
pers diese Aigumentation nidrt ohne wei-
teres mit, Zu Beginn des Semesters fiel
aber immer nodr keine Entsdreídung. Der
Drud( der Studenten und unsere ständig
herauskommenden Flugblätter hatten
beiri fortsdrrittlidren Teil des Lehrkör-
pers allmählid¡ soviel Problèmbewußtsein
gesdraffen, daß sie eine genauere Unter-
sudrung von Wittstodcs Wissensdtafts-
begriff forderten. Inzwisdren wurde die
Studentensdraft mobilisiert. Als sidt dann
aber der Fadrbereidrsrat (FBR) am 9' Mai
endlidr zrt einer' Entsdreidung , durdr-
ringen konntê, war der Protest der Stu-
dentþn inzwisdren so stark geworden,
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